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ZUSAMMENFASSUNG

Ein Jahr vor der Europawahl im Mai 2019 zeigt die jüngste Eurobarometer-Umfrage, dass die Zahl der Bürger, die sich

für die Europäische Union aussprechen und diese unterstützen, stetig wächst. Mehr als zwei Drittel der Befragten sind

überzeugt, dass die EU‑Mitgliedschaft für ihr Land von Vorteil ist. Dies ist der höchste seit 1983 gemessene

Zustimmungswert. Zudem ist zum ersten Mal überhaupt eine Mehrheit der Europäer der Auffassung, dass ihre Stimme

in Europa von Bedeutung ist. Fast ein Drittel der Befragten kennt bereits den Termin der Europawahl 2019. Die Bürger,

die sich eine echte Debatte über europäische Themen und die Zukunft der EU wünschen, betrachten das Verfahren mit

Spitzenkandidaten als eine positive Entwicklung.

Die Eurobarometer-Umfragen haben in der Vergangenheit auf die Frage, ob die Bürger die Mitgliedschaft in der Europäischen

Union befürworten, stets mehrheitlich positive Antworten ermittelt. 2018 stieg dieser Anteil auf einen europaweiten

Durchschnitt von 60 % der Bürger an, die die EU-Mitgliedschaft ihres Landes positiv bewerten. Zudem geben 67 % der

Befragten an, dass ihr Land von der EU-Mitgliedschaft profitiert hat. Dies ist der höchste Wert seit 1983.

Zum ersten Mal seit zehn Jahren vertritt eine Mehrheit der Befragten (48 %) die Auffassung, dass ihre Stimme in der EU von

Bedeutung ist. Ein Blick auf frühere Werte zeigt: Diese positive Entwicklung begann im zweiten Halbjahr 2016, was damit

zusammenhängen könnte, dass das Ergebnis des Brexit-Referendums im Vereinigten Königreich viele Menschen

wachgerüttelt hat.

Das Verfahren mit Spitzenkandidaten

Die ein Jahr vor der Wahl im Mai 2019 durchgeführte Umfrage konzentriert sich auf die Meinungen der Bürgerinnen und Bürger

zu der bevorstehenden Europawahl. In der gesamten EU betrachten die Befragten das Verfahren mit Spitzenkandidaten als

wichtig für die Demokratie in der EU. 2014 hatten die europäischen Wähler zum ersten Mal die Möglichkeit, sich indirekt an

der Wahl des Präsidenten der Europäischen Kommission zu beteiligen. Nach den Ergebnissen der jüngsten Umfrage erklärt

beinahe die Hälfte der Bürger der EU-27 (49 %), dass dieses Verfahren sie eher veranlassen würde, an der kommenden

Europawahl teilzunehmen. Überdies glauben 70 % der Bürger, dass es nur dann sinnvoll sei, wenn es durch eine echte Debatte

über europäische Themen und die Zukunft der EU begleitet wird. Die meisten Befragten stimmen zudem der Aussage zu, dass

das Verfahren mit Spitzenkandidaten für mehr Transparenz sorgt (63 %), einen bedeutenden Fortschritt für die Demokratie

innerhalb der EU darstellt (61 %) und der Europäischen Kommission mehr Legitimität verleiht (60 %). Gleichzeitig vertritt

weniger als die Hälfte der Befragten die Auffassung, dass dieses Verfahren die Mitgliedstaaten daran hindern würde, den

besten Kandidaten für die Position auszuwählen (46 %) oder sind der Meinung, dass es keine konkreten Auswirkungen haben

wird (45 %).
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Wahlkampfthemen

Die Europäer wünschen sich, dass während des kommenden Wahlkampfs das Thema Sicherheit im umfassenden Sinne

diskutiert wird, darunter auch das Thema der Immigration. Gleichzeitig sind ihnen auch Themen wichtig, die mit ihrem

persönlichen Wohlstand und Wohlergehen zusammenhängen. 49 % der Europäer nennen den Kampf gegen den Terrorismus

als wichtiges Wahlkampfthema; darauf folgen die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit (48 %), Immigration (45 %) und

Wirtschaft und Wachstum (42 %). Etwa ein Drittel der Europäer nennen in diesem Zusammenhang die Bekämpfung des

Klimawandels und den Umweltschutz (35 %). Die Förderung von Menschenrechten und Demokratie und die soziale Sicherung

von EU‐Bürgern werden von 32 % der Befragten als vorrangig genannt.

Wertschätzung der Demokratie

Die Europäer schätzen die Demokratie sowohl auf der Ebene der EU als auch in ihrem eigenen Land, wobei sich die

wirtschaftlichen Gegebenheiten direkt auf ihre Ansichten auswirken. Die Mehrheit der Befragten ist weiterhin zufrieden damit,

wie die Demokratie in ihrem Land (55 %) und in der EU (46 %) funktioniert. In einigen Ländern sind die Befragten mit dem

Funktionieren der Demokratie in der EU sehr zufrieden, während dies auf die Bürger von einigen der größeren Mitgliedstaaten

deutlich weniger zutrifft. Dies wird noch offensichtlicher, wenn man das Niveau der Zufriedenheit zum BIP pro Kopf des

jeweiligen Landes und seiner Arbeitslosenquote in Bezug setzt.

Neu entstandene Parteien

Zwischen 2013 und 2018 entstanden in den Mitgliedstaaten der EU mehr als 70 neue Parteien, von denen einige mit dem

Protest gegen das politische Establishment erfolgreich waren. Die Mehrzahl der Europäer bewertet diese Parteien eher positiv.

Im EU-Durchschnitt ist die Hälfte der Befragten (50 %) nicht der Auffassung, dass diese Parteien oder Bewegungen eine

Bedrohung für die Demokratie darstellen; etwas mehr als ein Drittel (38 %) ist jedoch der Auffassung, dass dies sehr wohl der

Fall ist. 70 % der befragten Bürger erklären, dass es nicht genug ist, einfach nur gegen etwas zu sein, und dass dies nichts

verbessert. 53 % der Bürger stimmen der Aussage zu, dass neue Parteien und Bewegungen besser neue Lösungen finden

können als die etablierten Parteien, und 56 % glauben, dass sie eine echte Veränderung bewirken können.

Meinungen zur Wahl

Ein Jahr vor den Wahlen zum Europäischen Parlament wurde im Rahmen dieser Umfrage untersucht, welche Wahrnehmung

unter den Bürgern im Hinblick auf die Stimmabgabe herrscht. Die Befragten sagen, dass es einfach sei, bei den Europawahlen

eine Stimme abzugeben, sind gleichzeitig jedoch immer noch der Meinung, dass es einfacher ist, sich an nationalen Wahlen

zu beteiligen: 72 % erklären, dass es einfach ist, an den Wahlen in ihrem Mitgliedstaat teilzunehmen, während 62 % dies in

Bezug auf die Europawahl erklären. Im Hinblick auf die Bedeutung, die die Bürger dem Wahlakt beimessen, ist festzustellen,

dass 68 % der Europäer erklären, die Teilnahme an nationalen Wahlen sei von „hoher Bedeutung“. 49 % sind auch in Bezug auf

die Europawahlen dieser Meinung.

Zwölf Monate vor dem Wahltermin weiß knapp ein Drittel der Befragten (32 %), dass diese Wahl 2019 stattfindet, und die Hälfte

der Befragten (50 %) erklärt, sich für die Europawahl zu interessieren.
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Warum die einen wählen gehen...

Auf die Frage nach den Hauptgründen, warum sich Menschen an der Europawahl beteiligen, wurden, wie auch in früheren

Umfragen, vorrangig Gründe genannt, die auf die Gesellschaft als Ganzes hinweisen, also etwa – mit 47 % der Antworten –,

dass es unsere Pflicht als Bürger ist, wählen zu gehen. Es folgen Gründe mit Europabezug: Hohe Werte wurden hinsichtlich der

Aussage, mit der Beteiligung an der Europawahl Dinge verändern zu können (33 %), erzielt. Andere Gründe sind, dass sich die

Menschen als Europäer empfinden (30 %) und die EU unterstützen wollen (29 %). In geringerem Ausmaß wird die Europawahl

nach Auffassung der Befragten auch als Gelegenheit wahrgenommen, eine allgemeine Unzufriedenheit mit der EU (21 %) oder

mit der Regierung des eigenen Landes (17 %) zum Ausdruck zu bringen.

Da auch bei der kommenden Europawahl das Verfahren mit Spitzenkandidaten zur Anwendung kommt, erklären 17 % der

Befragten, dass die Europäer zur Wahl gehen werden, um sich an der Wahl des nächsten Präsidenten der Europäischen

Kommission zu beteiligen. Dies lässt vermuten, dass die Europäer mit dem Verfahren der Wahl des Präsidenten der

Europäischen Kommission zunehmend vertraut sind.

... und andere zu Hause bleiben

Im Rahmen der Umfrage wurden auch die Hauptgründe, warum sich Menschen dafür entscheiden, sich nicht an der Wahl zum

Europäischen Parlament zu beteiligen, untersucht. Eine große Mehrheit vertritt die Auffassung, dass Menschen nicht an der

Wahl teilnehmen, weil sie glauben, dass ihre Stimmabgabe nichts ändern wird (60 %), dem politischen System misstrauen

(48 %) oder sich nicht für Politik oder Wahlen im Allgemeinen interessieren (43 %). Ein weiteres wichtiges Element ist

möglicherweise das Fehlen von Informationen, da die Bürger glauben, dass Menschen nicht an der Wahl teilnehmen, weil sie

nicht genug über die Rolle des Europäischen Parlaments wissen (34 %) oder meinen, dass sie über die Positionierung der

verschiedenen politischen Parteien zu europäischen Fragen nicht ausreichend informiert sind (22 %).

Einige der Befragten sind der Auffassung, dass Menschen, die nicht zur Wahl gehen, glauben, dass sich das Europäische

Parlament den Problemen von Menschen wie ihnen nicht ausreichend widmet (32 %), oder dass sie möglicherweise gegen

Europa, die Europäische Union bzw. den Aufbau Europas sind (17 %). Technische Gründe spielen ebenfalls eine wichtige Rolle,

da 15 % der Befragten die Auffassung vertreten, dass Menschen möglicherweise nicht an der Wahl teilnehmen, weil sie keine

Zeit oder etwas Wichtigeres zu tun haben, während 12 % erklären, Menschen würden möglicherweise nicht wissen, wo oder

wie man wählt.
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KONTEXT

Wie bei allen Befragungen dieser Art ist es von entscheidender Bedeutung, die nationale, europäische und

internationale Ebene in die Betrachtung mit einzubeziehen, um die Ergebnisse richtig einordnen und somit ein

Verständnis für diese erlangen zu können. Ein Jahr vor den Europawahlen im Mai 2019 geben die

Wirtschaftsindikatoren wieder grünes Licht. Dennoch sehen sich die Europäer immer noch mit großen

Herausforderungen konfrontiert, unter anderem hinsichtlich der Migration, der laufenden Brexit-Verhandlungen und

der anhaltenden terroristischen Bedrohung. All dies findet vor dem Hintergrund einer Verschiebung der

Kräfteverhältnisse – sowohl inner- als auch außerhalb der EU – statt.

Aus einer ökonomischen Perspektive heraus betrachtet hat die bemerkenswerte Dynamik der wirtschaftlichen Erholung nach

der sich über zehn Jahre hinziehenden Krise zu einem deutlich positiveren wirtschaftlichen Kontext geführt. Eurostat-Daten

zufolge fiel die Arbeitslosenquote im Februar 2018 auf 7,1 %, das ist der niedrigste Stand in der EU der 28 seit Dezember 2008.

Ein Jahr nach ihrer Einleitung sind die Brexit-Verhandlungen langsam vorangeschritten, und sowohl Fortschritte als auch

verbleibende Hemmnisse treten immer deutlicher hervor. Im März 2017 hat das Europäische Parlament eine Entschließung

verabschiedet, in der die Kriterien für ein mögliches Assoziationsabkommen für die künftigen Beziehungen zwischen der EU

und dem Vereinigten Königreich festgelegt sind.

Einen Monat zuvor hatten die Mitglieder des Europäischen Parlaments entschlossen dafür gestimmt, das Spitzenkandidaten-

Verfahren zur Wahl des künftigen EU-Kommissionspräsidenten beizubehalten und somit jeden Kandidaten abzulehnen, der

nicht zuvor von einer europäischen politischen Partei als Spitzenkandidat nominiert wurde.

Bei den Vorbereitungen zu den Europawahlen erfuhr die Debatte über das Spitzenkandidaten-Verfahren einen

Wiederbelebungseffekt, welches die breite Unterstützung der Organe der Union, der europäischen politischen Parteien und

der Mitgliedstaaten erlangte. In diesem Zusammenhang organisierte das Europäische Parlament mehrere Debatten mit

Regierungschefs der EU, in denen die Zukunft Europas und die Europawahlen diskutiert wurden. Während der Plenarsitzung

im April 2018 in Straßburg brachte der französische Präsident, Emmanuel Macron, seine Unterstützung für das

Spitzenkandidaten-Verfahren zum Ausdruck und rief zu einer echten unionsweiten europäischen Debatte auf.

Vor diesem Hintergrund sind Migration und Terrorismus die Herausforderungen, welche weiterhin oberste Priorität in der EU

haben. Daten von Eurostat zufolge ging die Zahl der Asylbewerber in der EU, die einen Erstantrag einreichen, innerhalb eines

Jahres bis Ende 2017 um 26 Prozentpunkte zurück.1 Entsprechend ging in den vergangenen Monaten auch die Gesamtzahl

der irregulären Migranten auf den wichtigsten Migrationsrouten wesentlich zurück. Die Gesamtsituation ist jedoch weiterhin

prekär und es werden weitere Bemühungen erforderlich sein, um wirkungsvoll auf das Migrationsproblem reagieren zu

können. In seiner Eigenschaft als Mitgesetzgeber im Bereich Asylpolitik hat das Europäische Parlament mehrfach darauf

hingewiesen, dass im Migrationsbereich ein gesamtheitlicher und solidarischer Ansatz vonnöten ist.

1 http://ec.europa.eu/eurostat/statistics-explained/index.php/Asylum_quarterly_report
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In den letzten Jahren war es jedoch der Terrorismus, der die öffentliche Debatte in der Europäischen Union beherrscht hat. Der

offensichtliche Rückgang der Zahl der Anschläge bedeutet allerdings nicht, dass die Bedrohung nicht mehr besteht, wie die

Serie der jüngsten Terroranschläge gezeigt hat, die im März 2018 in den südfranzösischen Städten Carcassonne und Trèbes

verübt wurden.

Im Laufe der vergangenen Monate fanden in verschiedenen EU-Mitgliedstaaten Wahlen statt. In Italien wurden die Wahlen im

März abgehalten und haben zum Zeitpunkt der Erstellung der Studie noch nicht zur Bildung einer neuen Regierung geführt.

In Ungarn wiederum wurde Viktor Orbán nach den im April durchgeführten Parlamentswahlen, die seine Partei Fidesz mit

qualifizierter Mehrheit gewonnen hatte, mit breiter Unterstützung wiedergewählt. Im Januar fanden in der Tschechischen

Republik Präsidentschaftswahlen statt, bei denen Miloš Zeman für eine zweite Amtszeit wiedergewählt wurde, sowie auch in

Finnland, wo der amtierende Sauli Niinistö wiedergewählt wurde. Im Februar wurde Nicos Anastasiades erneut in das Amt des

Präsidenten von Zypern gewählt.

Im Jahr 2018 gab es allerdings auch drei unerwartete Rücktritte von Regierungschefs: Der rumänische Ministerpräsident, Mihai

Tudose, trat im Januar zurück, der slowenische Ministerpräsident, Miro Cerar, im März, wie auch der slowakische

Ministerpräsident Robert Fico. Der Rücktritt des zuletzt genannten erfolgte nach dem Tod von Jan Kuciak, eines 27-jährigen

Journalisten, und seiner Verlobten, Martina Kušnírová, die am 26. Februar in ihrem Haus in der westlichen Slowakei ermordet

wurden. Kuciak ist der zweite investigative Reporter, der in den letzten Monaten in der EU ermordet wurde. Im Oktober 2017

wurde die maltesische Journalistin Daphne Caruana Galizia in ihrem Heimatland mit einer Autobombe getötet. Caruana Galizia

war in Malta weit bekannt und hatte in großem Umfang über Korruption in dem Inselstaat berichtet.

Zum Zeitpunkt der Datenerhebung war es dem Parlament von Katalonien in Spanien, nach den katalanischen Regionalwahlen

vom 21. Dezember 2017, noch nicht gelungen, einen Präsidenten der Generalitat zu wählen. In Deutschland führten die im

September 2017 abgehaltenen Wahlen zu ungeahnten Schwierigkeiten bei der Bildung einer neuen Regierung. Nach einem

langwierigen Prozess wurde Angela Merkel im März 2018 erneut zur Kanzlerin einer neuen großen Koalition zwischen

Christdemokraten (CDU/CSU) und Sozialdemokraten (SPD) gewählt.

Auf der internationalen Bühne fanden derweil die Präsidentschaftswahlen in Russland und China statt, während US-Präsident

Donald Trump seine Vermittlungsversuche zwischen Süd- und Nordkorea verstärkte. Darüber hinaus schlossen sich während

der Phase der Datenerhebung zur vorliegenden Studie das Vereinigte Königreich und Frankreich zusammen, um mit

militärischen Mitteln auf den Chemiewaffenangriff, der eine Woche zuvor in einem Vorort von Damaskus, Syrien, auf Zivilisten

verübt wurde, vorzugehen.

Die Europäische Union wiederum agierte mit bemerkenswerter Einigkeit nach dem im März 2018 erfolgten Angriff mit einem

Nervenkampfstoff auf einen ehemaligen russischen Agenten im Vereinigten Königreich. Die Ausweisung von Dutzenden

russischer Diplomaten aus verschiedenen europäischen Hauptstädten war ein beispielloser Akt der Solidarität mit dem

Vereinigten Königreich.
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KAPITEL I: DER TREND GEHT IN RICHTUNG EU

Die schrittweise wirtschaftliche Erholung, die sich in den letzten Jahren in der Europäischen Union bemerkbar machte,

nimmt für eine steigende Zahl von Europäern immer konkretere und greifbarere Formen an. Die dieser Untersuchung

zugrunde liegenden Indikatoren weisen fortgesetzt darauf hin, dass die Europäische Union wieder ein größeres

Ansehen genießt, was sich am besten anhand der beispiellos positiven Ergebnisse bei der Frage nach den Vorteilen

der EU-Mitgliedschaft zeigen lässt.

Nach einer gut zehn Jahre anhaltenden Krise ist im wirtschaftlichen Umfeld endlich wieder eine etwas positivere Stimmung

feststellbar: die Märkte rechnen nicht mehr mit einem Kurssturz im Euro-Raum, der Euro-Raum selbst ist wieder auf den

Wachstumskurs zurückgekehrt2 und die Arbeitslosenquoten sinken3.

Doch obwohl die Wirtschaftsindikatoren eine Erholung anzeigen, sind die Europäer trotzdem über die Lage der Wirtschaft in

ihrem Land besorgt, was die wahrgenommene wachsende Ungleichheit auf nationaler Ebene widerspiegelt.

Meine Stimme zählt in der EU: gegenläufige Kurven

Jedes Jahr werden im Rahmen der Eurobarometer-Umfrage europäische Bürger befragt, ob sie der Meinung sind, dass ihre

Stimme in der EU zählt. Ein Jahr vor den Europawahlen 2019 und zum ersten Mal in diesem Jahrzehnt hat die Mehrheit der

Befragten eine positive Antwort gegeben: 48 % glauben, dass ihre Stimme in der EU zählt. Diese positive Entwicklung nahm

ab September 20164, der hinsichtlich dieses Indikators einen Wendepunkt darstellt, ihren Lauf, da bei dem Anteil der Befragten,

die denken, dass ihre Stimme in der EU zum heutigen Zeitpunkt zählt, eine Zunahme um 11 Prozentpunkte festzustellen war.

Parallel dazu stimmten 46 % dieser Aussage nicht zu, was einem Rückgang von 13 Prozentpunkten seit September 2016

entspricht.

Dieser im Zeitablauf erkennbare Trend zeigt, dass die Wahlen zum Europäischen Parlament traditionell einen Einfluss auf

diesen Indikator haben. „Meine Stimme zählt in der EU“ nahm in der Tat nach den Europawahlen 2014 um 9 Prozentpunkte zu

(von 30 % auf 39 %), danach fiel der Indikator wieder ab. Im Juni 2009 stieg er dann wieder um 8 Prozentpunkte auf 38 % an,

bevor er erneut rückläufig war, um schließlich nach den Europawahlen 2014 auf 41 % anzusteigen.

2 Laut Eurostat betrug 2017 das Wachstum des BIP 2,5 %, sowohl in der gesamten Europäischen Union als auch im Euro-Raum.
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/8662991/2-14022018-BP-EN.pdf/ccf970c0-bb55-4a22-b8ea-d50d5a92586d
3 Mit 7,1 % in der gesamten EU und 8,5 % im Euro-Raum erreichte die Arbeitslosenquote im Februar 2018 ihren niedrigsten Stand
seit September 2008. http://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/8782899/3-04042018-BP-EN.pdf/15f41da1-720e-429b-
be25-80f7b- 2fb22cd
4 Parlameter 2016: http://www.europarl.europa.eu/atyourservice/de/20161110PVL00113/Parlameter-2016
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Nun allerdings kommt es zum ersten Mal vor, dass der Indikator in der Mitte einer Legislaturperiode anzusteigen beginnt, was

im Vergleich zu früheren Legislaturperioden auffallend ist, in denen der Indikator normalerweise in der Mitte zwischen zwei

Wahlterminen seinen Tiefstand und somit seinen niedrigsten Wert erreicht.5 Im April 2018 erfährt die geringe, aber stetig

fortschreitende Entwicklung dieses positiven Trends eine Bestätigung.

Bei einem Rückblick auf den Kontext, in dem dieser Aufwärtstrend 2016 seinen Anfang nahm, tritt immer klarer zutage, dass

die Volksabstimmung über den Brexit vom 23. Juni 2016 einen weitreichenden Einfluss auf die Einstellung, die die Europäer

hinsichtlich ihres Platzes und ihrer Mitgliedschaft in der EU haben, hatte. Sowohl die Tatsache, dass bei der Wahl der

Abstimmungsmethode die Entscheidung auf das Referendum fiel, als auch die direkten Auswirkungen auf den Alltag vieler

Briten könnten eine symbolische Wirkung darauf gehabt haben, wie die Europäer ihre „Stimme in der EU“ wahrnehmen. Somit

könnte bei einem zunehmenden Anteil der Befragten das Gefühl erweckt worden sein, dass ihre Stimme zählt.

Die nationalen Ergebnisse zeigen mit einer Mehrheit an positiven Antworten in 15 Ländern eine Tendenz in eine Richtung, die

dieses Szenario bestätigt. Schweden (80 %), Dänemark (80 %) und die Niederlande (79 %) sind Spitzenreiter im Hinblick auf die

Zahl der Bürger, die der Meinung sind, dass ihre Stimme in der EU zählt. Eine bedeutende Zunahme um 11 Prozentpunkte ist

in Ungarn festzustellen, wo inzwischen 50 % der Meinung sind, dass ihre Stimme in der EU zählt.

5 Europäisches Parlament: „Major changes in European public opinion regarding the European Union“ (Wesentliche Veränderungen
der europäischen öffentlichen Meinung zur Europäischen Union), November 2017;
http://www.europarl.europa.eu/pdf/eurobarometre/2016/major/desk_research_historique_2016_en.pdf
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Diese positive Einschätzung trifft jedoch nicht auf Griechenland zu. Dort sind 76 % der Befragten nicht der Ansicht, dass ihre

Stimme in der EU zählt, wie auch in Estland (72 %) und in weiteren zehn Mitgliedstaaten, in denen die Mehrheit dieser Aussage

nicht zustimmt (Lettland, Tschechische Republik, Zypern, Italien, Spanien, das Vereinigte Königreich, Litauen, Portugal,

Rumänien und Slowakei). In Bulgarien halten sich die Meinungen dafür oder dagegen die Waage.

Auf europäischer Ebene findet die Mehrheit der Befragten bis 64 Jahre, dass ihre Stimme in der EU zählt. Umgekehrt scheinen

Menschen ab einem Alter von 65 Jahren, also Befragte, die zumeist nicht mehr erwerbstätig sind, zu glauben, dass ihre Stimme

in der EU nicht zählt. Diese Ansicht wird auch von Arbeitslosen, Arbeitern und im Haushalt tätigen Personen geteilt.

Dieser Indikator korreliert in der Tat stark mit der Angabe darüber, wie die Befragten ihren Platz in der EU im Allgemeinen

wahrnehmen. Menschen, die der Ansicht sind, dass ihre Stimme in der EU zählt, zeigen meist stärkeres Interesse an Themen

mit EU-Bezug und den kommenden Wahlen. Darüber hinaus brachte eine Querschnittsanalyse der Ergebnisse zum Vorschein,

dass die Bevölkerungsgruppe, die der Ansicht ist, dass ihre Stimme zählt, zu der Überzeugung tendiert, dass Wählen wichtig



13

ist und dass sie Dinge verändern können, indem sie an den Wahlen zum Europäischen Parlament teilnehmen. Folglich geben

sie an, dass sie voraussichtlich an den nächsten Wahlen teilnehmen werden.

Abgesehen davon wurden die Befragten weiter gefragt, ob sie das Gefühl haben, dass ihre Stimme in ihrem Heimatland gehört

wird. In 21 Mitgliedstaaten haben die Bürger das Gefühl, dass sie etwas zu sagen haben: 63 % denken, dass ihre Stimme in

ihrem Heimatland zählt (+2 Prozentpunkte im Vergleich zum September 2017), während 33 % dieser Aussage nicht zustimmen

(-2). Von den Befragten in sieben Ländern wird diese Auffassung allerdings nicht geteilt, wobei mit 67 % die stärkste

Unzufriedenheit von den Befragten in Griechenland ausgedrückt wird, die der Meinung sind, dass ihre Stimme in ihrem Land

nicht zählt.

Bei dieser Frage werden normalerweise positivere Ergebnisse erzielt als bei der Frage, ob die Menschen der Ansicht sind, dass

ihre Stimme in der EU Gehör findet. Wie dem nachstehenden Diagramm entnommen werden kann, ergibt sich bei einem

Vergleich der beiden EU-Durchschnittswerte eine Differenz von 15 Prozentpunkten. In 27 Mitgliedstaaten ist das Gefühl, dass

„meine Stimme in meinem Land zählt“ stärker ausgeprägt als das Gefühl, dass „meine Stimme in der EU zählt“. In Litauen liegen

beide Antworten auf dem gleichen Niveau (31 %).

Bei den nationalen Zahlen treten indessen größere Unterschiede zutage. Am Beispiel der Tschechischen Republik lässt sich

dies gut verdeutlichen, da in diesem Land ein Unterschied von 35 Prozentpunkten zwischen den Antworten der Befragten, die

denken, dass ihre Stimme in ihrem Land zählt (61 %), und denjenigen, die glauben, dass das auch auf die EU zutrifft (26 %),

auszumachen ist. Erhebliche Unterschiede sind auch in Estland und in Frankreich festzustellen (jeweils 24 Prozentpunkte), im

Vereinigten Königreich und in Finnland (jeweils 21 Prozentpunkte), in Österreich (20 Prozentpunkte) und in der Slowakei

(19 Prozentpunkte).

Es wurde jedoch noch eine Zusatzfrage gestellt, mit der erfragt wurde, ob die Bürger der Meinung sind, dass die Stimme
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ihres Landes in der EU zählt. Die Antworten liegen tatsächlich auf demselben Niveau wie die Ergebnisse der vorherigen

Frage: So finden 63 % der Befragten, dass die Stimme ihres Landes in der EU zählt. In allen Ländern glauben zudem die

Befragten, dass ihr Land eine stärkere Stimme hat als sie selbst als Einzelperson auf der europäischen Bühne. In einigen

Ländern, insbesondere in den baltischen Staaten, ist der Meinungsunterschied signifikant: In Estland besteht ein

Unterschied von 39 Prozentpunkten, in Litauen von 30 Prozentpunkten, in Lettland von 29 Prozentpunkten; aber auch

in Frankreich ist ein Unterschied von markanten 29 Prozentpunkten festzustellen, in Portugal sind es 26 Prozentpunkte

und in Malta 19 Prozentpunkte.

Langsam aber sicher in die richtige Richtung

Die Hintergrundindikatoren zeigen eine ermutigende Rückkehr des Optimismus in Bezug auf die Zukunft der

Europäischen Union, wie bereits die Eurobarometer-Umfrage aus dem Herbst 20176 gezeigt hat. Erstens ist in dieser

Umfrage eine im Laufe des vergangenen Jahres zutage tretende positive Entwicklung erkennbar, denn 57 % der

Europäer sagen, dass sie im Hinblick auf die Zukunft der EU optimistisch eingestellt sind (+7 Prozentpunkte seit dem

Herbst 2016), während eine rückläufige Zahl von Befragten (37 %, d. h. -7 Prozentpunkte) pessimistisch eingestellt ist.

Diesen Ergebnissen zufolge teilen alle bis auf zwei Mitgliedstaaten dieses Gefühl des Optimismus. Zweitens ist fast die

Hälfte der Europäer der Auffassung, dass die Lage der europäischen Wirtschaft als gut zu bezeichnen ist (48 %), was die

vorherrschende Meinung in 23 Ländern ist.

6 Europäische Kommission, Standard-Eurobarometer 88, Herbst 2017.
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Dasselbe Phänomen tritt bezüglich der Richtung, in die die Dinge auf nationaler und europäischer Ebene gehen, auf. Ein Jahr

vor den Europawahlen zeigt die vorliegende Untersuchung, dass sich die seit 2014 erkennbare Tendenz hin zu einer

Veränderung in den Köpfen der Menschen verfestigt. Ein zunehmender Anteil der Befragten scheint zu glauben, dass man

wieder auf dem richtigen Weg ist: 35 % denken, dass die Dinge in ihrem Land in die richtige Richtung gehen, und 32 % sehen

dies auch in Bezug auf die Europäische Union so. Die Mehrheit, auch wenn dieser Anteil im Zuge der positiven Entwicklung

rückläufig ist, ist jedoch weiterhin der Ansicht, dass die Dinge in ihrem Land (48 %) und in der Europäischen Union (42 %) in

die falsche Richtung gehen.

Wie auch im Parlameter 2017 wurden die Mitgliedstaaten bezüglich ihrer Ansichten zur „richtigen Richtung“ in ihrem Land

und der EU eingeordnet. Wie die nachstehende Abbildung zeigt, haben zehn Länder auf beiden Ebenen die positivste

Wahrnehmung: sie liegen über dem EU-Durchschnitt. Im Gegenzug dazu finden die Befragten in acht Ländern in stärkerem

Maße als die Europäer im Allgemeinen, dass die Dinge sowohl in ihrem jeweiligen Heimatland als auch in der EU in die falsche

Richtung gehen.
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Wie auch bereits im Parlameter 2017 stechen zwei Mitgliedstaaten aus diesem Bild eindeutig hervor. Am oberen rechten Rand

des Spektrums befindet sich Irland, das die höchsten Werte bei „die Dinge gehen in die richtige Richtung“ erzielt hat, und das

sowohl auf nationaler Ebene (74 %) als auch auf europäischer Ebene (62 %). Am unteren linken Rand befindet sich – in

unveränderter Position – Griechenland, wo weniger als einer von zehn Befragten (9 %) glaubt, dass die Dinge im eigenen Land

in die richtige Richtung gehen, und wo nur einer von sechs (15 %) dies in Bezug auf die EU glaubt. An dieser Stelle ist auch

interessanterweise anzumerken, dass die Bürger in einer Reihe von Ländern (Kroatien und Slowenien, den baltischen Staaten

Litauen und Lettland sowie Rumänien und Bulgarien) hinsichtlich der Überzeugung, dass die Dinge in der EU in die richtige

Richtung gehen, über dem EU-Durchschnitt liegende Werte erzielen, während sie bezüglich der Entwicklung in ihrem eigenen

Land gegenteiliger Meinung sind.

Manchmal jedoch kann sich die Wahrnehmung der Befragten über ihr Land im Laufe von nur einem halben Jahr signifikant

ändern. Wie in der nachfolgenden Darstellung zu sehen ist, ging beispielsweise in Estland der Anteil der Befragten, die glauben,

dass „die Dinge in ihrem Land in die richtige Richtung gehen“ auf 34 % (-11 Prozentpunkte) zurück. In Ungarn wiederum ist ein

deutlicher Anstieg festzustellen (47 %, d. h. +13), wie auch in Österreich (52 %, d. h. +8), was in beiden Fällen möglicherweise

mit den jüngsten Wahlen oder der Regierungsbildung zusammenhängen könnte. Die Wahrnehmung der Lage in Europa folgt

demselben Muster, mit einer deutlichen Verschlechterung in den letzten sechs Monaten in Estland (31 %, d. h. -9), aber auch

in Finnland (34 %, d. h. -9) und in Luxemburg (32 %, d. h. -10). Rumänien hingegen kann eine Verbesserung von

14 Prozentpunkten in Richtung EU vorweisen und kommt somit auf 52 %. Die Kenntnis des jeweiligen nationalen Kontextes

kann sicherlich dazu beitragen, die Entwicklungen und ihre Folgen auf der europäischen Ebene bis zu einem gewissen Grad

nachzuvollziehen. Der Standard-Eurobarometer-Umfrage aus dem Herbst 20177 zufolge sind nuancierte Unterschiede

hinsichtlich der Wahrnehmung der gesamtwirtschaftlichen Lage auszumachen. Hinter der im Durchschnitt positiven

Einstellung, die der Wert von 48 % vermittelt, verbergen sich allerdings sehr große Abweichungen zwischen den Ländern,

wenn man die derzeitige volkswirtschaftliche Lage in die Bewertung mit einbezieht (die Ergebnisse für „gut“ erstrecken sich

von 2 % in Griechenland bis hin zu 91 % in Deutschland und den Niederlanden). In gleicher Weise kann die Wahrnehmung der

Befragten hinsichtlich der Richtung, die die Dinge in der EU und in ihrem Land nehmen, dazu beitragen, zu verstehen, welche

Bedeutung dem nationalen Kontext für die Interpretation der Ergebnisse der Umfrage zukommt.

7 Europäische Kommission, Standard-Eurobarometer 88, Herbst 2017.
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In dieser Hinsicht scheint es nämlich so zu sein, dass die Befragten in zehn Mitgliedstaaten finden, dass sich die Dinge auf

Ebene der EU besser entwickeln als auf der nationalen Ebene. Von diesen haben sieben Mitgliedstaaten die höchsten

Arbeitslosenquoten in der EU (Griechenland, Spanien und Italien) oder überdurchschnittlich hohe (Kroatien, Lettland, Litauen

und die Slowakei).8 Dieser Gruppe sind jedoch noch drei weitere Länder zuzuordnen, nämlich Rumänien, Bulgarien und

Slowenien.

8 Eurostat: „Euro area unemployment at 8.5%“ (Arbeitslosenquote im Euro-Währungsgebiet bei 8,5 %), Februar 2018.
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/8782899/3-04042018-BP-EN.pdf/15f41da1-720e-429b-be25-80f7b2fb22cd
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Um herauszufinden, warum die Mehrheit glaubt, dass die Dinge nicht in die richtige Richtung gehen, können aber auch noch

andere Faktoren in Betracht gezogen werden. Ein Grund könnten die Erwartungen sein, die die Menschen bezüglich ihrer

Zukunftschancen hegen. Die große Mehrheit (84 %) der im Dezember 2017 zu ihrer Ansicht bezüglich

Einkommensungleichheit9 befragten Teilnehmer stimmt der Aussage zu, dass die Einkommensunterschiede in ihrem Land zu

groß sind. Zugleich finden jedoch 58 % der Bürger, dass sie heutzutage in ihren Ländern über die gleichen Möglichkeiten

verfügen, um es im Leben zu etwas zu bringen, und 46 % sagen, dass sich diese Möglichkeiten in den letzten 30 Jahren

verbessert haben. Dennoch gibt es weiterhin beachtliche nationale Unterschiede. Obwohl mit 7,1 % im Februar 201810 die

niedrigste Arbeitslosenquote in der EU-28 seit September 2008 zu verzeichnen ist, sieht die Wahrnehmung diesbezüglich in

vielen Regionen ganz anders aus, da nach der Krise neue Herausforderungen entstanden sind.

Es besteht sowohl auf Länder- als auch auf EU-Ebene eine signifikante negative Korrelation zwischen der Arbeitslosenquote

und der Aussage, dass „die Dinge in die richtige Richtung gehen“: je mehr Arbeitslose eine Bevölkerung aufweist, desto

unzufriedener fühlen sich die Befragten mit der Richtung, in die sich das Land bewegt. Um es mit anderen

9 Europäische Kommission, Eurobarometer Spezial: Wie ist es nach Meinung der Europäerinnen und Europäer um die
Gerechtigkeit in der EU bestellt? Dezember 2017
10 Eurostat: „Euro area unemployment at 8.5%“ (Arbeitslosenquote im Euro-Währungsgebiet bei 8,5 %), Februar 2018.
http://ec.europa.eu/eurostat/documents/2995521/8782899/3- 04042018-BP-EN.pdf/15f41da1-720e-429b-be25-80f7b2fb22cd
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Worten auszudrücken: die in dieser Hinsicht am wenigsten optimistischen Länder haben die höchsten Arbeitslosenquoten in

der EU. Wie anhand der dunkleren Farbschattierung ersichtlich ist, erreichte die Arbeitslosigkeit in Griechenland im

Februar 2018 einen Wert von 20,8 %, sodass das Land, in dem nur 9 % der Befragten der Ansicht sind, dass die Dinge auf

nationaler Ebene in die richtige Richtung gehen, sowie 15 % dies der EU bescheinigen, das Schlusslicht darstellt. In gleicher

Weise ist einer von fünf (20 %) spanischen Befragten der Auffassung, dass sich die Dinge in Spanien in die richtige Richtung

entwickeln, wobei Spanien die zweithöchste Arbeitslosenquote in der EU hat (16,1 %). Dasselbe trifft auf Kroatien zu: Hier

meinen 19 %, dass die Dinge in die richtige Richtung gehen, während die Arbeitslosigkeit einen Wert von 9,4 % erreicht. Oder

aber Italien: 22 % denken dort, dass die Dinge in die richtige Richtung gehen, während die Arbeitslosenquote bei 11 % liegt.

Größte Befürwortung der EU-Mitgliedschaft seit einem Jahrzehnt

Die Mitgliedschaft in der Europäischen Union ist ein Indikator, der im Laufe der Zeit die konstanteste Unterstützung der

europäischen Befragten erfahren hat. Wirft man einen Blick auf die vergangenen sechs Jahre, so ist ersichtlich, dass sich die

Ergebnisse erheblich verbessert haben und auf einen europaweiten Durchschnitt von 60 % der Bürger, die die EU-

Mitgliedschaft ihres Landes positiv bewerten, angestiegen sind. Das ist der höchste Wert, der bei dieser Frage jemals erzielt

wurde, seit das Europäische Parlament im Jahr 2007 seine erste eigene Eurobarometer-Umfrage durchgeführt hat. 12 Prozent

glauben, dass sie eine schlechte Sache ist, während ein Viertel der Befragten (25 %) findet, dass sie weder eine gute noch eine

schlechte Sache ist.

In der Trendlinie lässt sich der Mai 2011 als Ausgangspunkt für den allmählichen Aufwärtstrend bei diesem Indikator

ausmachen. Ab Herbst 2016 beginnt die Kurve jedoch signifikant anzusteigen. Bezüglich dieser erneuerten positiven

Einstellung gegenüber der EU spielt die Brexit-Abstimmung im Juni 2016 sicherlich ebenfalls eine gewisse Rolle, auch wenn

hinsichtlich der Art der Auswirkungen, die der Brexit haben wird, noch Unsicherheit besteht, bis das Vereinigte Königreich

schließlich am 29. März 2019 die Europäische Union verlassen wird.
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Die Mehrheit der Bürger in 26 Ländern spricht sich für die EU-Mitgliedschaft ihres Landes aus, wobei das Spektrum von 85 %

in Luxemburg bis hin zu 39 % in Italien reicht. Diese positive Einstellung nimmt in 21 Ländern zu, um bis zu +17 Prozentpunkte

in Zypern (52 %). Bedeutende Zunahmen sind auch in Rumänien (59 %, d. h. +11), in Malta (74 %, d. h. +10) und in Dänemark

(76 %, d. h. +9) zu verzeichnen.

Eine neutrale Einstellung herrscht in der Tschechischen Republik und in Kroatien (dem jüngsten EU-Mitgliedstaat) vor, wo 46 %

bzw. 49 % der Befragten denken, dass die EU-Mitgliedschaft ihres Landes weder eine gute noch eine schlechte Sache ist. Die

sozioökonomischen Faktoren lassen in der Tat eine Tendenz erkennen, die diese Ergebnisse unterstützt. Zum einen zeigen die

Zahlen tatsächlich auf, dass die Bürger aus Ländern mit einem höheren Pro-Kopf-BIP im Allgemeinen die EU-Mitgliedschaft

stärker gutheißen (z. B. Luxemburg, Deutschland und die Niederlande).
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Alter, Bildungsgrad und Beruf sind in dieser Beziehung weitere entscheidende Faktoren. Die Befürwortung der EU-

Mitgliedschaft ist am stärksten bei den jüngsten und gebildetsten Befragten ausgeprägt. Drei Viertel der leitenden

Angestellten (75 %) und Studenten (74 %) finden, dass sie eine gute Sache ist, während dies nur auf 46 % derjenigen zutrifft,

die ihre formale Bildung mit 15 Jahren oder früher abgeschlossen haben, sowie 46 % der Arbeitslosen.

Darüber hinaus zeigen die Ergebnisse bezüglich der Mitgliedschaft eine zunehmende Anerkennung der Tatsache, dass die

Mitgliedschaft in der EU für die einzelnen Länder vorteilhaft war. 67 % der Befragten geben an, dass die EU-Mitgliedschaft

insgesamt Vorteile für ihr Land hat, was ein bisher ungeschlagener Wert ist.
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Diese Quote steigt in 25 Mitgliedstaaten an und trägt zum höchsten Gesamtwert seit 1983 bei. Wie in der nächsten

Abbildung zu sehen ist, sind die meisten Befragten, die glauben, dass ihr Land von der EU-Mitgliedschaft profitiert hat,

in Malta (93 %), Irland (91 %) und in Litauen (90 %) zu finden. Demgegenüber ist geringste Zahl der Bürger, die glauben,

dass ihr Land von der EU-Mitgliedschaft profitiert hat, in Österreich (54 %), im Vereinigten Königreich (53 %) und in

Italien (44 %) vorzufinden, wobei diese Zahlen immer noch die Mehrheitsmeinung repräsentieren. Es sollte erwähnt

werden, dass in den vergangenen sechs Monaten11 relevante Zuwächse in dieser Hinsicht in einigen Ländern erzielt

wurden, nämlich in Zypern (56 %, d. h. +11), in Belgien (77 %, d. h. +11), in Rumänien (71 %, d. h. +10) und in

Griechenland (57 %, d. h. +9).

11 Im Vergleich zum im Zeitraum September bis Oktober 2017 durchgeführten Parlameter.
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Ansehen und Rolle des Europäischen Parlaments

Das Ansehen des Europäischen Parlaments befindet sich auf einem konstanten Niveau: Auch wenn viele Befragte eine neutrale

Einstellung zu diesem Organ hegen (43 %), so haben doch immerhin 31 % eine positive Einstellung, 22 % jedoch eine negative

Einstellung. Auf nationaler Ebene sind einige geringfügige Entwicklungen erkennbar (d. h. nicht mehr als +8/-7 Prozentpunkte

seit September 2017 für positive, neutrale und negative Antworten).

In diesem Zusammenhang tendiert die Mehrheit der Befragten dazu, anzugeben, dass sie dem Europäischen Parlament

vertrauen, wie aus dem Standard-Eurobarometer der Europäischen Kommission hervorgeht. Im Herbst 2017 erklärten 45 %

der Befragten an, dass sie dem Europäischen Parlament tendenziell vertrauen, 42 % gaben an, dass dies nicht der Fall ist.

Vor diesem Hintergrund bekunden die Europäer ihre Unterstützung für eine Stärkung der künftigen Rolle des Europäischen

Parlaments. Ein Jahr vor den Europawahlen sagen 47 % der Befragten, dass sie es persönlich gut fänden, wenn das Europäische

Parlament in der Zukunft eher mehr Aufgaben übernehmen würde. Dies trifft auf die Mehrheit der Befragten in

23 Mitgliedstaaten zu.
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Es bestehen aber auch noch weitere Korrelationen, die Ergebnisse bestätigen, die mit vielen anderen Hintergrundindikatoren

zusammenhängen als den bisher behandelten. So haben nicht nur die Altersgruppe, sondern auch die sozioökonomischen

Faktoren einen erheblichen Einfluss auf alle Variablen, die in einem Zusammenhang mit der allgemeinen Wahrnehmung der

EU stehen, und, wie es hier der Fall ist, mit der Rolle des Europäischen Parlaments. Je besser ausgebildet die Befragten sind,

desto mehr Aufgaben würden sie dem Europäischen Parlament gerne in der Zukunft übertragen, was im Einklang mit ihrer

größeren Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie und ihrer positiveren Einstellung gegenüber der EU im

Allgemeinen steht.
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KAPITEL 2: SPITZENKANDIDATEN, WAHLKAMPFTHEMEN UND DEMOKRATIE

Bei den Europawahlen 2014 hatten die Europäer zum ersten Mal die Möglichkeit, sich indirekt am Verfahren zur Wahl

des Präsidenten der Europäischen Kommission zu beteiligen. Im Jahr 2019 wird dieses Spitzenkandidaten-Verfahren

zum zweiten Mal zum Einsatz kommen. Auf die Frage, ob diese Möglichkeit sie eher dazu veranlassen würde, zur Wahl

zu gehen, als dies gegenwärtig der Fall ist, erwidern fast die Hälfte der Bürger der EU-2712 (49 %), dass das

Spitzenkandidaten-Verfahren tatsächlich die Wahrscheinlichkeit, dass sie ihre Stimme abgeben, erhöht.

Der Vertrag von Lissabon hat die Rolle des Parlaments entscheidend gestärkt und ihm bezüglich der Wahl des Präsidenten der

Europäischen Kommission Entscheidungsbefugnisse erteilt, sodass es nun nicht mehr lediglich einen ausschließlich vom

Europäischen Rat nominierten Kandidaten genehmigen muss. In Artikel 17 Absatz 7 des Vertrags über die Europäische Union

ist ausdrücklich festgelegt, dass „der Europäische Rat [...] dem Europäischen Parlament nach entsprechenden Konsultationen

mit qualifizierter Mehrheit einen Kandidaten für das Amt des Präsidenten der Kommission vor[schlägt].“ Das Europäische

Parlament wählt dann diesen Kandidaten mit der Mehrheit seiner Mitglieder.

Vor dem Hintergrund dieser Änderung haben die großen europäischen politischen Parteien jeweils einen Spitzenkandidaten

für das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission vorgeschlagen. In einer im März 2014 angenommenen

Entschließung13 hatte das Parlament seine Erwartung geäußert, dass der Kandidat für das Amt des Präsidenten der

Kommission, der von der europäischen Partei unterstützt wurde, die die meisten Sitze im Parlament errang, als Erster den

Versuch unternehmen darf, sich die Unterstützung der benötigten absoluten Mehrheit im Parlament zu sichern. Aufgrund des

klaren und eindeutigen Standpunkts des Europäischen Parlaments und seiner Fraktionen wurde bei den Europawahlen Jean-

Claude Juncker nominiert und in das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission gewählt.

In der Entschließung des Europäischen Parlaments vom 7. Februar 201814 teilen die Mitglieder ihre Ansicht mit, dass sich das

Verfahren mit Spitzenkandidaten im Jahr 2014 bewährt hat, und betonen, dass die Europawahlen 2019 eine gute Gelegenheit

sind, um diese Praxis weiter zu verfestigen. Zudem bekräftigt das Parlament seinen Standpunkt aus dem Jahr 2014, welcher

vorsieht, dass es jeden Kandidaten für das Amt des Präsidenten der Kommission ablehnen werde, der nicht im Vorfeld der

Europawahlen als Spitzenkandidat benannt wurde.

In den vergangenen Monaten hat das Europäische Parlament eine Reihe von Plenardebatten mit verschiedenen EU-Staats-

oder Regierungschefs über die Zukunft Europas und die bevorstehenden Europawahlen angestoßen. Während einer dieser

Debatten, nämlich während der Plenartagung im April in Straßburg, verlieh der französische Präsident, Emmanuel Macron,

seiner allgemeinen Unterstützung für das Spitzenkandidaten-Verfahren Ausdruck und rief zu einer echten unionsweiten

12 Diese Frage wurde im Vereinigten Königreich nicht gestellt.
13 http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P7-TA-2014-0249+0+DOC+XML+V0//DE
14 Beschluss des Europäischen Parlaments über die Überarbeitung der Rahmenvereinbarung über die Beziehungen zwischen dem
Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission (2017/2233(ACI)):
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2018-0030+0+DOC+XML+V0//DE
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europäischen Debatte auf, um den Gedanken der europäischen Souveränität zu verteidigen.15

Die Bürger wurden in der aktuellen Studie daran erinnert, dass die Europäer bei den Europawahlen 2019 zum wiederholten

Mal nicht nur wählen können, wer sie im Europäischen Parlament vertreten soll, sondern auch am Verfahren zur Wahl des

Präsidenten der Europäischen Kommission teilnehmen können. Auf die Frage, ob diese Möglichkeit sie eher dazu veranlassen

könnte, zur Wahl zu gehen, sagten fast die Hälfte der Bürger der EU-2716 (49 %), dass das Spitzenkandidaten-Verfahren sie

tatsächlich eher dazu veranlassen könnte, zur Wahl zu gehen. 43 % der Befragten antworteten, dass ihre Motivation, ihre

Stimme abzugeben, davon unbeeinflusst sei, während 8 % der Bürger nicht wussten, ob diese Chance die Wahrscheinlichkeit,

zur Wahl zu gehen, erhöhen würde.

In elf Ländern erklärten mindestens die Hälfte der Bürger, dass das Spitzenkandidaten-Verfahren sie eher dazu veranlassen

würde, an der Wahl teilzunehmen. Angeführt wird diese Liste von Ungarn, wo insgesamt 67 % der Befragten sich durch die

neue Möglichkeit motiviert fühlen, gefolgt von 60 % der Befragten in Irland und 59 % in Österreich. Am unteren Ende der Skala

liegen die Niederlande, in denen nur 30 % der Befragten das Spitzenkandidaten-Verfahren als zusätzliche Motivation begreifen,

sowie Estland mit 31 % und Dänemark mit 35 %. Bei einer Betrachtung der soziodemografischen Zusammensetzung fällt auf,

dass dieses Konzept am besten zu den Befragten mit höheren Bildungsabschlüssen passt. Da diese eher geneigt sind zu

glauben, dass sowohl die EU als auch ihr eigenes Land wieder auf dem richtigen Weg sind, erklären sie, dass die

Wahrscheinlichkeit, dass sie wählen gehen, größer ist, wenn sie sich in das Verfahren mit Spitzenkandidaten eingebunden

fühlen.

15 http://www.elysee.fr/declarations/article/european-parliament/
16 Diese Frage wurde im Vereinigten Königreich nicht gestellt.
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Rufen wir uns ins Gedächtnis, wie die öffentliche Meinung im Vorfeld der Europawahlen 2014 lautete: Die Mehrheit der im

Rahmen der Eurobarometer-Studie des Parlaments „Die Europäer ein Jahr vor den Europawahlen 2014“ Befragten (55 %)

waren damals der Ansicht, dass die indirekte Wahl des Präsidenten der Europäischen Kommission sie ermutigen würde, wählen

zu gehen. Dieser Prozess wirkte sich auch spürbar auf die Gründe zur Stimmabgabe aus, die von einem Teil der Befragten

genannt wurden, als sie im Anschluss an die Europawahlen 2014 interviewt wurden.17

Die Antworten bezüglich einer erhöhten Wahrscheinlichkeit einer Wahlbeteiligung aufgrund des Verfahrens mit

Spitzenkandidaten müssen daher im Zusammenhang mit der Frage diskutiert werden, ob dieses Verfahren tatsächlich ein

Impulsgeber für die Teilnahme an der Wahl sein könnte. 14 % der im Rahmen des Parlameter 2017 befragten Personen waren

der Meinung, dass die Menschen deshalb bei den Europawahlen zur Wahl gehen würden, weil sie an der Wahl des nächsten

Präsidenten der Europäischen Kommission beteiligt sein wollten, und zwar unabhängig davon, wie wichtig sie es fanden, ihre

Stimme abzugeben. (Parlameter 2017) Als im April 2018 diese Frage erneut gestellt wurde, war bei den Antworten eine

Erhöhung um 3 Prozentpunkte auf 17 % der Bürger in der EU der 28 zu verzeichnen.

Die Kombination beider Faktoren zeigt, dass das Verfahren mit Spitzenkandidaten nicht nur allgemein betrachtet für eine hohe

Zahl von Europäern attraktiv ist und bleibt, sondern es lässt sich ebenfalls beobachten, dass die Bürger vermehrt antworten,

die Spitzenkandidaten seien eine positive Motivation für eine Beteiligung an den Europawahlen.

17 Nachwahlstudie des Europäischen Parlaments – Wahl zum Europäischen Parlament 2014
(http://www.europarl.europa.eu/atyourservice/de/20150201PVL00053/Die-europ%C3%A4ische-jugend-im-jahr-2014).
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Die Notwendigkeit einer echten europäischen Debatte

Obgleich das Verfahren an sich daher im Vorfeld der Europawahlen 2019 erneut positiv aufgenommen wird, haben sich die

Bürger auch zu einer Reihe von Aussagen geäußert, um das Verfahren zur Wahl des Präsidenten der Europäischen Kommission

zu bewerten. Eine Aussage erhält die mit Abstand größte Unterstützung bei den Bürgern in der gesamten Europäischen Union:

70 % der Bürger geben an, dass das Verfahren mit Spitzenkandidaten nur dann sinnvoll ist, wenn es von einer echten Debatte

über europäische Themen und die Zukunft der EU begleitet wird. Mit diesem Ergebnis bringen die Bürger klar zum Ausdruck,

dass das Verfahren an sich nicht als ausreichend zu betrachten ist. Wie in dieser Studie generell zum Ausdruck kommt,

wünschen sich die Europäer eine inhaltlich gehaltvolle Debatte über sehr spezifische Fragestellungen, was zu ihren

Erwartungen im Hinblick auf die Maßnahmen auf europäischer Ebene passt.

Bei dieser Frage werden befürwortende Ergebnisse von bis zu 87 % in Griechenland, 80 % in Deutschland und 79 % in Belgien

erzielt, während am anderen Ende der Skala immerhin noch 55 % der Bevölkerung in Rumänien, 58 % in Lettland und 59 % in

Estland und Polen eine solche echte europäische Debatte im Rahmen des Spitzenkandidaten-Verfahrens wünschen.

Die in den vergangenen Jahren durchgeführten Eurobarometer-Umfragen haben in der Tat aufgezeigt, dass die Bürger

verstanden haben, dass die Europäische Union sie und ihre Lebensumstände nicht nur am Rande berührt, sondern dass auf

europäischer Ebene wichtige Änderungen diskutiert und entschieden werden, die sich in direkter und sehr konkreter Weise

auf sie auswirken. Die Bürger tendieren zunehmend dazu, ihren hohen Erwartungen Ausdruck zu verleihen, die sie an die

Europäische Union im Allgemeinen und das Europäische Parlament im Besonderen stellen. Im Gegensatz zu nationalen

Wahlen, bei denen die Bürger ihre nationalen Parlamente wählen, möglicherweise dabei aber auch schon an die Regierung

denken, die sie gerne im Amt sähen, war bei den Wahlen zum Europäischen Parlament bis 2014 ziemlich unklar, wer

anschließend bei der Aufstellung der europäischen Exekutive, der Europäischen Kommission, infrage kommen würde. Aus

diesem Grund wurde mit dem Vertrag von Lissabon mehr als nur eine Änderung des Rechtsrahmens geschaffen. Mit ihm wird

nun sichergestellt, dass die Bürger ein besseres Verständnis für das Verfahren zur Wahl des Präsidenten der Europäischen

Kommission erlangen, und somit auch ein besseres Verständnis für die Notwendigkeit der Gewährleistung von Transparenz,

Demokratie und Legitimität.

Dies wird umso deutlicher, wenn wir die nächsten drei Aussagen einer Betrachtung unterziehen: 63 % der Europäer sagen,

dass das Verfahren mit Spitzenkandidaten mehr Transparenz in das Verfahren zur Wahl des Präsidenten der Europäischen

Kommission bringt. Diese Aussage generiert in 24 Ländern eine absolute Mehrheit von positiven Antworten; zudem wird sie

in allen 27 untersuchten Mitgliedstaaten von einer relativen Mehrheit positiv eingestellter Befragter befürwortet. Angeführt

wird die Liste von Portugal (74 %), den Niederlanden (72 %), Griechenland und Schweden (beide 71 %), während 46 % der

Befragten in Estland diese Ansicht am anderen Ende der Skala teilen, vor Lettland (48 %) und der Tschechischen Republik

(49 %).

Mehr als sechs von zehn Befragten in der EU (61 %) sind davon überzeugt, dass dieses Verfahren einen deutlichen Fortschritt

für die Demokratie in der EU darstellt. Auch diese Aussage wird von der Mehrheit der Bevölkerung in der EU-27 befürwortet,



31

wobei in 23 Mitgliedstaaten eine absolute Mehrheit der Bürger diese Behauptung bejaht. Portugal (77 %), Schweden (75 %)

und Griechenland (68 %) stehen an der Spitze dieser Rangliste, Estland (41 %) und Slowenien und die Tschechische Republik

(beide 45 %) an deren Ende.

Ein ähnliches Ergebnis wird auch beim dritten Element dieser Gruppe erzielt, da 60 % aller europäischen Befragten die Aussage

befürworten, dass das Spitzenkandidaten-Verfahren der Europäischen Kommission mehr Legitimität verleiht. Drei Viertel der

Bürger in Portugal (75 %), 68 % der Bürger in Griechenland und 66 % der Bürger in Irland stimmen dieser Aussage zu, während

die drei baltischen Staaten mit 50 % in Litauen (der gleiche Anteil wie in der Tschechischen Republik und in Finnland), 39 % in

Estland und 35 % in Lettland das Schlusslicht bilden.

Eines der häufig geäußerten Argumente gegen das Verfahren mit Spitzenkandidaten war, dass es verhindere, dass die

Regierungen der Mitgliedstaaten den am besten geeigneten Kandidaten für das Amt auswählen. Im Gegensatz zu den drei

weiter oben erörterten Aussagen stellen sich nur 46 % der Europäer hinter diese Aussage, die vor allem in Ungarn (60 %),

Belgien (59 %) und in den Niederlanden (58 %) unterstützt wird. Nur ein Viertel der Befragten in Bulgarien, 30 % der Bürger in

Estland und 33 % der Bürger in der Slowakei teilen diese Ansicht.

Den Befragten wurde weiter die Frage gestellt, ob das Verfahren mit Spitzenkandidaten ihrer Ansicht nach keinen Einfluss hat,

„da sich nicht viel ändert“. Nur 45 % aller befragten Europäer teilten diese Ansicht, wobei die höchsten Werte in Belgien (58 %),

der Tschechischen Republik (55 %) und Österreich (54 %) erzielt wurden. Darüber hinaus wird diese Aussage lediglich in fünf

Ländern von einer absoluten Mehrheit der Befragten unterstützt. Die vorstehenden Ausführungen bestätigen die Gründe, die

bereits in den Antworten der Umfrage „Die Europäer ein Jahr vor den Europawahlen 2014“18 genannt wurden: Die Bürger

befürworten eine direkte Wahl des Präsidenten der Europäischen Kommission durch die europäischen Bürger hauptsächlich

aus dem Grunde, dass die „Entscheidungen der EU [....] für die europäischen Bürger eher gerechtfertigt wirken [würden]“ und

„es [...] die Demokratie in der EU stärken [würde]“.

Im Vergleich zu den Ergebnissen aus dem Jahr 2013 zeigen die Ergebnisse der aktuellen Umfrage jedoch, dass die

Wertschätzung einer verstärkten Demokratie in der EU und mehr Transparenz bezüglich des Verfahrens selbst nicht

zurückgegangen ist, sondern eher das Gegenteil der Fall ist. Unter den europäischen Bürgern gibt es keine Mehrheit, die

glaubt, dass das Verfahren mit Spitzenkandidaten nichts ändern würde. Zugleich jedoch bringen die europäischen Bürger – ein

Jahr vor den Europawahlen – deutlich eine Handlungsaufforderung zum Ausdruck: Sie fordern eine Debatte zu bestimmten

Themen und erwarten, dass die Probleme Vorrang haben vor Prozessen und Verfahren.

Was steht zur Debatte? Relevante Wahlkampfthemen in den Augen der
europäischen Bürger

Vor diesem Hintergrund wurden die europäischen Bürger gefragt, welche Themen während des Wahlkampfes zu den nächsten

Wahlen zum Europäischen Parlament vorrangig diskutiert werden sollten. Das folgende Diagramm veranschaulicht die

18 EP EB, Die Europäer ein Jahr vor den Europawahlen 2014 (EB 79.5),
http://www.europarl.europa.eu/atyourservice/de/20150201PVL00058/Die-Europäer-ein-Jahr-vor-den-Europawahlen-2014
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Themen nach Nennungen im EU-Durchschnitt zusammen mit der Angabe der drei Länder, in denen das jeweilige Thema die

höchsten Werte generiert hat.

Im EU-Durchschnitt wünschen sich 49 % der Europäer, dass die Bekämpfung des Terrorismus am intensivsten diskutiert wird,

gefolgt von der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit (48 %), der Frage der Einwanderung (45 %) und Fragen zu Wirtschaft

und Wachstum (42 %). Eine zweite Gruppe, die aus rund einem Drittel der Europäer besteht, verknüpft die Bekämpfung des

Klimawandels und den Umweltschutz, die 35 % der Nennungen erhalten haben, mit dem Schutz der Menschenrechte und der

Demokratie sowie dem Sozialschutz der EU-Bürger, was von 32 % der Befragten unterstützt wird.
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Weniger als ein Drittel der EU-Bürger wünscht sich die Sicherheits- und Verteidigungspolitik (29 %), die zukünftige

Arbeitsweise der EU (27 %), Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit (27 %) oder den Schutz der Außengrenzen der EU

(26 %) als Wahlkampfthemen. Am Ende der Liste befinden sich die 20 % der europäischen Bürger, die während der

kommenden Wahlkampfkampagne den Schutz der personenbezogenen Daten diskutiert sehen möchten.

Aus der Vielfalt der Themen mit europäischem Bezug kristallisieren sich zwei große Themenbereiche heraus: zum einen wollen

die Europäer eine Sicherheitsdebatte im weitesten Sinne, in die einige auch Themen wie den Schutz der Außengrenzen oder

die Einwanderung einbetten würden, und zum anderen die Behandlung von Themen in den Bereichen persönlicher Wohlstand

und Wohlergehen. Diese zwei Bereiche lassen sich in einem ersten Schritt auf fünf Themen herunterbrechen, die von den

Bürgern in der gesamten EU die meiste Aufmerksamkeit bekommen. Aus dem Themenbereich Sicherheit wird „die

Bekämpfung des Terrorismus“ als das Wahlkampfthema genannt, das bei den Befragten in Frankreich (60 %), Finnland (58 %),

der Tschechischen Republik (55 %), Luxemburg (54 %, gleichauf mit der Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit), Belgien

(49 %), Irland (48 %) und Polen (45 %) oberste Priorität hat.

Es ist in der Tat so, dass der Terrorismus in den letzten Jahren eine große Herausforderung dargestellt hat, die die

öffentliche Debatte in der gesamten Europäischen Union beherrscht hat. Die derzeit geringe Zahl der Anschläge in der

EU bedeutet allerdings nicht, dass die Bedrohung nicht mehr besteht. Die jüngsten Terroranschläge, die am 23. März 2018
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in den südfranzösischen Städten Carcassonne und Trèbes verübt wurden, haben gezeigt, dass weiterhin die

Notwendigkeit einer energischen Antwort Europas auf den Terrorismus besteht, und erklären auch, warum Frankreich mit

60 % der Nennungen die Liste der Länder anführt, die fordern, dass diesem Thema während des Wahlkampfes die größte

Aufmerksamkeit gewidmet wird.

Das Thema Einwanderung nimmt den dritten Platz in der Rangordnung der wichtigsten Wahlkampfthemen ein. Es sind

Bürger aus fünf Ländern, die dieses Thema zu ihrem Topthema für eine europäische Debatte ernannt haben. Diese werden

angeführt von Italien, wo 66 % der Befragten die Einwanderung als das Wahlkampfthema mit der größten Relevanz

ansehen, dicht gefolgt von Malta (65 %) und Ungarn (62 %), wohingegen immer noch 50 % der Bürger in Deutschland

und 46 % der Bürger in Estland glauben, dass die Immigration das Thema ist, das im Vorfeld der Wahlen 2019 am

ausführlichsten diskutiert werden sollte.

Bei den Themen, die persönlichen Wohlstand und Wohlergehen betreffen, werden die höchsten individuellen

Gesamtwerte pro Land bei der „Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit“ als oberster Priorität erzielt: 77 % der Befragten

in Zypern sprechen sich dafür aus, dass dieses Thema erörtert wird, gefolgt von 68 % der Bürger in Kroatien und 63 % der

Menschen in Spanien. Portugal (61 %), Slowenien (55 %), Österreich (47 %, gleichauf mit der „Bekämpfung des

Klimawandels und Umweltschutz“ und dem „Schutz der Außengrenzen“) und die Slowakei (40 %) vervollständigen die

Liste der Länder, in denen die Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit als wichtigstes Thema des kommenden

Wahlkampfes gewünscht wird.

Der Themenkomplex „Wirtschaft und Wachstum“ ist der zweite Eckpfeiler, den sich die Bürger für die Kampagne in den

Bereichen Wohlstand und Wohlergehen wünschen. 81 % der Befragten in Griechenland möchten, dass dieses Thema in

der öffentlichen Debatte oberste Priorität erhält, gefolgt von Litauen (60 %), Lettland (59 %), Bulgarien (59 %) und

Rumänien (52 %).

Nicht zuletzt muss aber auch erwähnt werden, dass das Thema Bekämpfung des Klimawandels und Umweltschutz

weiterhin in mehreren Ländern ein Spitzenthema ist. Die Niederlande und Schweden teilen sich in diesem Bereich die

vordersten Plätze, da in diesen Ländern jeweils 66 % der Bürger besonders an dieser Thematik interessiert sind. Mit 56 %

der Befragten, die dieses Thema nennen, genießen die Bekämpfung des Klimawandels und der Umweltschutz auch in

Dänemark oberste Priorität.

Sicherheit mit allen zugehörigen Aspekten, Einwanderung sowie Wohlstand und Wohlergehen sind schon seit langer Zeit

die vorrangigen Anliegen auf der Prioritätenliste der europäischen Bürger, weshalb es nicht überraschend ist, dass diese

Themen auch die Liste der während des Wahlkampfes zu den nächsten Europawahlen zu diskutierenden Themen

anführen. Es sei angemerkt, dass interessanterweise jedoch gewisse Änderungen festzustellen sind:

Aus der Nachwahlstudie zur Wahl zum Europäischen Parlament 2014 geht hervor, dass die drei meistzitierten Themen,

die die Bürger dazu veranlasst haben, zur Wahl zu gehen, Arbeitslosigkeit, Wirtschaftswachstum und Einwanderung

waren. Bemerkenswert ist hier, dass der Terrorismus mit 7 % der Nennungen das am wenigsten genannte Thema war, das
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von den europäischen Bürgern als Grund für ihre Wahlteilnahme angegeben wurde.

In der Umfrage zum Parlameter 201719 forderten die Bürger vor allem ein verstärktes Handeln zur Bekämpfung von Armut

und sozialer Ausgrenzung, gleichzeitig aber auch die Bekämpfung des Terrorismus. Die Bekämpfung der

Jugendarbeitslosigkeit war der durchschnittlich am dritthäufigsten genannte Punkt. Diese drei Topthemen umschreiben

allgemein die immer wieder geäußerten Anliegen der europäischen Bürger: sie wollen ihr Leben an einem Ort leben, der

ihnen die gewünschten Chancen bietet und an dem ihre Freiheit gegenüber Bedrohungen durch Terrorismus geschützt

wird. Die Migration und das Finden neuer Wege zur Ankurbelung von Wirtschaft und Wachstum sind sowohl in der

damaligen als auch in der aktuellen Liste der präferierten Wahlkampfthemen aufgeführt.

Dieses Ranking lässt sich auch auf andere Weise in den Kontext der umfassenden und fortlaufenden europäischen

Geschichte einbinden: Die Bürger werden ebenfalls regelmäßig zu ihren Wahrnehmungen und Erwartungen hinsichtlich

des Handelns der Europäischen Union befragt.

Auf die Frage, ob die aktuellen Maßnahmen der EU übertrieben, angemessen/genau richtig oder unzureichend sind,

antworten 59 % der Bürger in der EU, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit unzureichend sind. 58 %

der Bürger finden, dass die im Bereich Migration unternommenen Maßnahmen unzureichend sind, und 57 % sind der

Auffassung, dass die EU nicht genug gegen Steuerbetrug, oder, mit einer gleichen Anzahl von Nennungen, gegen den

Terrorismus unternimmt. Die Mehrheit der EU-Bürger vertritt zudem die Meinung, dass die Europäische Union sich derzeit

nur unzureichend mit dem Umweltschutz befasst (51 %), desgleichen mit dem Schutz der Außengrenzen (50 %), mit dem

Bereich Gesundheit und soziale Sicherheit (48 %), mit der Förderung von Demokratie und Frieden in der Welt (45 %) und

mit der Sicherheits- und Verteidigungspolitik (43 %).

19 Parlameter 2017: Eine stärkere Stimme (PE 608.741),
http://www.europarl.europa.eu/pdf/eurobarometre/2017/parlemetre/EB88_SP_Parlemeter_DE_20171128_WEB.pdf
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Bei einem Blick auf die Erwartungen der Bürger im Hinblick auf künftige EU-Maßnahmen in denselben Politikbereichen ergibt

sich im Großen und Ganzen dasselbe Bild: 77 % der Europäer sprechen sich dafür aus, dass die EU verstärkt auf dem Gebiet der

Terrorismusbekämpfung tätig wird; danach kommen die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit (76 %), der Umweltschutz (75 %),

die Bekämpfung des Steuerbetrugs (74 %), die Förderung von Frieden und Demokratie in der Welt (73 %) und die

Zuwanderungsfrage (72 %).

Wenn man die Liste der prioritären Themen für den Wahlkampf zusammen mit der Liste der politischen Prioritäten des

Europäischen Parlaments und der Wahrnehmung in Bezug auf EU-Maßnahmen liest, dann offenbart sich ein „übergreifendes

europäisches Bild“, das über die Jahre hinweg recht konstant geblieben ist, von welcher Seite wir uns auch annähern. Das

einzige Thema, das auf der Liste der Wahlkampfthemen fehlt, aber thematisch und emotional zu den beiden Themenbereichen

Sicherheit und Wohlstand passt, ist die Bekämpfung des Steuerbetrugs. Hier kommt der Aspekt der Gerechtigkeit ins Spiel und

es wird die klare Erwartung zum Ausdruck gebracht, dass sich die Europäische Union mit diesem Thema auseinandersetzen

sollte. Trotzdem lässt sich nicht für jeden Mitgliedstaat exakt das gleiche Bild zeichnen. Auch wenn im Durchschnitt eine

eindeutige Auswahl an Topthemen zutage tritt, variiert die Themenpalette von Land zu Land.
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Die Wertschätzung der Demokratie

Im Rahmen dieser Umfrage wurde der Grad der Zufriedenheit der Bürger mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem Land

sowie in der EU näher unter die Lupe genommen. Im nachstehenden Diagramm ist die „Zufriedenheit mit dem Funktionieren

der Demokratie“ sowohl für die EU als auch die jeweiligen Länder der Befragten seit 2007 vergleichend dargestellt. Mehrere

Details verdienen eine eingehendere Analyse: zum einen ist festzustellen, dass die Trendlinien für sowohl Zufriedenheit als

auch Unzufriedenheit weitestgehend parallel zueinander verlaufen, und zwar für die EU und die einzelnen Länder. Zugleich ist

im Zeitraum der Dauer der Finanz- und Wirtschaftskrise ein Einbruch der Zufriedenheitswerte erkennbar. Ab 2009 ist ein

markanter Rückgang der Zufriedenheit auszumachen, wieder sowohl auf der europäischen Ebene als auch mit der Situation

im Heimatland. Im Gegenzug sind die Werte bezüglich der Unzufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie im Zuge

dieser Entwicklung im Steigen begriffen, sowohl in der EU als auch im eigenen Land. Ab der Jahresmitte 2011 kommt es zu

einer Nivellierung und Stabilisierung der Werte, wenngleich diese sich auf einem niedrigeren Niveau als vor der Krise bewegen.

Seit 2017 sind die Werte, die die Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in der EU anzeigen, schließlich höher

als die Antwortquoten bezüglich der Unzufriedenheit.

Die Ergebnisse der aktuellen Eurobarometer-Umfrage zeigen, dass die Mehrheit der Befragten weiterhin zufrieden mit dem

Funktionieren der Demokratie in der EU ist (46 %, d. h. +3 Prozentpunkte seit März 2017). Andererseits äußern 42 % der Bürger

in der EU ihre Unzufriedenheit hinsichtlich des Funktionierens der Demokratie in der EU, das entspricht einem Rückgang um

5 Prozentpunkte seit März 2017. In 16 Ländern ist eine absolute Mehrheit der Bürger mit dem Funktionieren der Demokratie

in der EU zufrieden, angeführt von Irland mit 74 % der Befragten, Dänemark (70 %) und Luxemburg (62 %). In insgesamt

19 Ländern wurden Ergebnisse erzielt, die über dem EU-Durchschnitt für diese Frage liegen. Das Vereinigte Königreich, Zypern

und Spanien (jeweils 38 %) sowie Griechenland (29 %) befinden sich am anderen Ende des Spektrums, da in diesen Ländern
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bezüglich der Zufriedenheit der Bürger mit dem Funktionieren der Demokratie in der EU die geringsten Werte erfasst werden.

Wenn man diese Verteilung aus einer geografischen Perspektive heraus betrachtet, dann lässt sich feststellen, dass vor allem

in den mittel-, ost- und nordeuropäischen Ländern die höchsten Zufriedenheitswerte erzielt werden, während ein großer Teil

der süd- und westeuropäischen Länder auf ein vergleichsweise niedrigeres Zufriedenheitsniveau kommt. Auffallend bei

diesem Nord-Ost- bzw. Süd-West-Gefälle ist, dass die Bürger von vier von fünf größeren Mitgliedstaaten, genauer gesagt dem

Vereinigten Königreich, Frankreich, Spanien und Italien, eine wesentlich niedrigere Zufriedenheit mit dem Funktionieren der

Demokratie in der EU äußern als dies im Durchschnitt in der EU der Fall ist. Gleichermaßen interessant ist, dass Portugal und

Irland innerhalb dieser geografischen Einteilung bemerkenswerte Ausnahmen darstellen, da sie beide Länder sind, die

während und nach der Wirtschaftskrise in den Genuss von EU-Beihilfen kamen.
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Untersucht man die Antworten auf die Frage, ob die Bürger insgesamt betrachtet zufrieden oder unzufrieden mit dem

Funktionieren der Demokratie in ihrem Land sind, treten im Durchschnitt und im Allgemeinen höhere Zufriedenheitswerte

zutage. Im EU-Durchschnitt geben 55 % der Bürger an, dass sie mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem Land zufrieden

sind. Das sind neun Prozentpunkte mehr als für die gleiche Frage mit Bezug auf die EU. Vergleicht man den Wert mit den

Ergebnissen aus dem März 2017, bei denen 54 % der Bürger antworteten, dass sie zufrieden sind, ist der Wert zudem statistisch

stabil geblieben. 42 % der Befragten erklären im EU-Durchschnitt, dass sie mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem

Land nicht zufrieden sind, das ist ein leichter Rückgang um 2 Prozentpunkte seit März 2017.
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Insgesamt können 18 Länder eine absolute Mehrheit von Bürgern, die mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem Land

zufrieden sind, vorweisen, angeführt von Dänemark (91 %), Luxemburg (85 %) und den Niederlanden (82 %). In zehn Ländern

ist die Mehrheit der Befragten mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem Land unzufrieden. Genau wie im Falle der

Demokratie in der EU ist es auch dieses Mal Griechenland, dessen Bürger am wenigsten zufrieden sind (28 %), gefolgt von

Rumänien (32 %) und der Slowakei (35 %).

Wenn wir nun erneut einen Blick auf die geografische Verteilung der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in

den verschiedenen EU-Mitgliedstaaten werfen, verschiebt sich das Gefälle eher in Richtung einer Nord-Süd-Ausrichtung. Die

nordeuropäischen Länder erzielen die höchsten Zufriedenheitswerte in Bezug auf ihre nationalen Demokratien, während in

Süd- und Südosteuropa der Grad der Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in den einzelnen Ländern geringer

ausgeprägt ist (Portugal und Malta sind in diesem Fall als Ausnahmen zu betrachten).
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Eine interessante Feststellung ist überdies, dass die Befragten in 12 Mitgliedstaaten erklären, dass sie mit dem Funktionieren

der Demokratie in der EU zufriedener sind als mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem eigenen Land. Dieser „Überhang“

ist am stärksten in Litauen, Rumänien und Bulgarien ausgeprägt, während die Bürger in den Niederlanden, Österreich und

Schweden im Vergleich zum Funktionieren der Demokratie in der EU zum überwiegenden Teil zufriedener mit dem

Funktionieren der Demokratie in ihrem Land sind.
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Die Ergebnisse der Eurobarometer-Umfrage zur Zufriedenheit mit der Demokratie zeigen zum Teil ermutigende

Entwicklungen, insbesondere über einen sehr langen Zeitraum hinweg betrachtet. Es gibt aber noch einen anderen

potenziellen Aspekt, der sich durch die Verknüpfung verschiedener Datensätze entschlüsseln lässt. Die Forschungsergebnisse

deuten darauf hin, dass die Zufriedenheit der Bürger mit der Demokratie rapide abnimmt, wenn ihre wirtschaftlichen

Erwartungen nicht erfüllt werden, was als „retrospektives wirtschaftliches Wahlverhalten“ bezeichnet werden kann und

kontrovers diskutiert wird. Bürger stellen hohe Erwartungen an den wirtschaftlichen Wohlstand, und diese Erwartungen

spiegeln sich in hohem Maße in ihren Wahlentscheidungen wider. In wirtschaftlich schwierigen Zeiten strafen die Bürger oft

die amtierenden Parteien ab und laufen zu einer Oppositionspartei oder einer neuen politischen Bewegung über. Dieser Effekt

ist wohlbekannt und sein Auftreten wird sowohl in den „alten“ Demokratien als auch den aufstrebenden Demokratien

beschrieben.

Ausgehend von dieser Annahme ergibt der Vergleich zwischen den Eurobarometer-Antworten zur Zufriedenheit mit dem

„Funktionieren der Demokratie in der EU/in unserem Land“ und auf die Frage, ob die Dinge in der EU/in unserem Land „in die

richtige Richtung gehen“, zwei Gruppen, in denen deutlich parallele Trends ersichtlich sind. In letzter Zeit folgt die

Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie, sowohl in der EU als auch auf nationaler Ebene, der gleichen steigenden

Tendenz wie bei der Frage, ob die Dinge auf europäischer und nationaler Ebene in die richtige Richtung gehen.

Das Gefühl, ob die Demokratie funktioniert oder nicht, scheint an die aktuelle wirtschaftliche und politische Situation in dem

jeweiligen Land und in der EU geknüpft zu sein. Der Abfall bei allen vier Trendlinien im obigen Diagramm, der nach der

Wirtschafts- und Finanzkrise zu beobachten ist, sowie ihr anschließender Anstieg könnte ein weiterer Indikator sein, der diese

Theorie stützt.



44

Betrachtet man diese beiden Fragen zusammen, kann man erkennen, dass sich die Europäer mit der Demokratie verbunden

fühlen, sowohl auf EU-Ebene als auch in ihrem Land, dass sich jedoch Schwierigkeiten beim persönlichen Fortkommen unter

wirtschaftlichen Gesichtspunkten betrachtet direkt auf ihre Ansichten auswirken. Dies tritt umso deutlicher hervor, wenn man

eine Verknüpfung der Daten zum Pro-Kopf-BIP eines Landes mit den dort vorherrschenden Arbeitslosenquoten herstellt. Dies

lässt sich gut anhand von vier ausgewählten Ländern veranschaulichen: Die Bürger in Irland und den Niederlanden äußern

hohe Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in der EU und in ihrem Land. Daneben sind sie ebenso fest davon

überzeugt, dass sich die Dinge in die richtige Richtung entwickeln, ebenfalls sowohl in der EU als auch in ihrem Land. Dies

korreliert mit einem hohen BIP pro Kopf sowie einer sehr niedrigen Arbeitslosenquote. Im Gegenzug dazu lässt ein Blick auf

Spanien und Griechenland erkennen, dass beide Länder unter relativ hohen Arbeitslosenquoten leiden (die Situation hat sich

sogar verschlimmert, selbst wenn man nur die Jugendarbeitslosenquoten berücksichtigt) sowie ein im Vergleich niedrigeres

Pro-Kopf-BIP vorweisen können. Bei einer Korrelation dieser Daten mit dem Zufriedenheitsgrad der spanischen und

griechischen Bürger mit der Demokratie, der wesentlich niedriger ist, ergibt sich ein ebenso schlechtes Ergebnis bei der Frage,

ob die Dinge in die richtige Richtung gehen.

Zufriedenheit mit dem
Funktionieren der Demokratie:

Die Dinge gehen in
die richtige Richtung

BIP
pro Kopf KKP

2017*

Arbeitslosenquote
2018**

In unserem
Land

In der EU In unserem Land In der EU

Irland 80 % 74 % 74 % 62 % € 60 729 6 %

Niederlande 82 % 51 % 59 % 41 % € 44 801 3,9 %

Spanien 37 % 38 % 20 % 26 % € 31 915 16,1 %

Griechenland 28 % 29 % 9 % 15 % € 23 224 20,8 %
* Internationaler Währungsfonds (IWF), Datenbank World Economic Outlook. Bruttoinlandsprodukt pro Kopf, aktuelle Preise.
Kaufkraftparität; internationale Dollar.
** Eurostat-Datenbank. Harmonisierte Arbeitslosenquote nach Geschlecht (ID: teilm020). http://ec.europa.eu/eurostat/web/products-
datasets/-/teilm020 (abgerufen am 11.5.2018)
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Einstellung gegenüber neu entstandenen Parteien

Wie bereits weiter oben erwähnt wurde, sind in mehreren Mitgliedstaaten der EU in den vergangenen Jahren neue Parteien

entstanden, von denen viele mit dem Protest gegen das politische Establishment erfolgreich waren. Dies hat sich nicht nur auf

die Ergebnisse der Europawahlen 2014 und in der Folge auch auf die Zusammensetzung des Parlaments und seine Arbeit,

sondern zum Teil auch stark auf die politische Landschaft der einzelnen Mitgliedstaaten ausgewirkt.

Zwischen 2013 und 2018 sind mehr als 70 neue Parteien und Bündnisse in den EU-Mitgliedstaaten entstanden. In einigen

Fällen war ihr Erfolg direkt an bevorstehende Parlamentswahlen geknüpft. Es ist in diesem Zusammenhang erwähnenswert,

dass sechs EU-Mitgliedstaaten (Estland, Finnland, Lettland, Luxemburg, Slowenien und Schweden) vor den

Europawahlen 2019 nationale Wahlen abhalten werden.

Seit 2013 haben sich insgesamt 43 neue Parteien/Bündnisse bei Parlamentswahlen Sitze gesichert, wobei Italien, Lettland,

Slowenien und die Slowakei die höchste Anzahl bei den neuen Parteien, die Einzug in das jeweilige nationale Parlament

gehalten haben, vorweisen können. Unter diesen Parteien seien vor allem die hohen Ergebnisse in Frankreich erwähnt, wo die

LREM 308 Sitze in der Assemblée Nationale erhalten hat, sowie die Podemos-Koalition in Spanien mit 71 Sitzen und das

Movimento Cinque Stelle in Italien mit 222 Sitzen.
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Im Nachgang der Krise hat das Phänomen der Protestparteien weiter an Boden gewonnen, und zwar sowohl in den Nationen,

in denen die Demokratie eine scheinbar starke Verankerung hat, als auch in Ländern, die auf eine vergleichsweise kürzere

Geschichte als Nationen mit einer repräsentativen Demokratie zurückblicken können.

Neue Parteien 2013–2018 mit Sitzen in den nationalen Parlamenten

2013 2014 2015 2016 2017 2018
Parteien insgesamt

nach Mitgliedstaat

BE 0

BG 2 1 3

CZ 1 1

DK 1 1

DE 0

EE 1 1

IE 2 2

EL 1 1

ES 1 1 2

FR 1 1

HR 2 2

IT 3 1 4

CY 1 1 2

LV 2 1 1 4

LT 1 1

LU 0

HU 1 1

MT 0

NL 1 1 2

AT 1 1

PL 2 2

PT 0

RO 1 1 1 3

SI 1 1 1 1 4

SK 1 1 1 1 4

FI 1 1

SE 0

UK 0

Insgesamt 2 9 11 9 9 3 43

Quelle: Referat Beobachtung der öffentlichen Meinung
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In Anbetracht der jüngsten politischen Entwicklungen in den europäischen Mitgliedstaaten und im Hinblick auf die

bevorstehenden Europawahlen wurden die Bürger gebeten, zu einer Reihe von Aussagen bezüglich des Auftretens dieser

neuen Parteien und Bewegungen Stellung zu beziehen. Die Tatsache, dass neue politische Parteien und Bewegungen

Wahlerfolge feiern können, indem sie gegen das politische Establishment protestieren, wird von der Mehrheit der Europäer

eher positiv bewertet. 38 % der Bürger sehen in diesen Protestparteien eine Bedrohung für die Demokratie, während die Hälfte

der Befragten in der EU nicht der Meinung ist, dass diese Parteien oder Bewegungen eine Bedrohung für die Demokratie

darstellen.

In diesem Zusammenhang ist eine unlängst veröffentlichte Studie des Pew Research Center20 zu nennen, in der die These

vertreten wird, dass das öffentliche Engagement für die repräsentative Demokratie, sowohl in globaler Hinsicht als auch

innerhalb der Europäischen Union, nicht als selbstverständlich angesehen werden kann. In den zehn EU-Ländern21, die in der

Studie untersucht wurden, sind 37 % (Medianwert) der Menschen der Kategorie der „überzeugten Demokraten“ zuzuordnen,

d. h. sie unterstützen ein System, in dem gewählte Vertreter regieren, nicht Systeme, in denen Experten, ein starker Führer oder

ein Militärapparat herrscht. 42 % der Befragten sagen, dass die repräsentative Demokratie gut ist, aber dass sie auch

mindestens eine der anderen oben genannten Regierungsformen unterstützen könnten. 10 % der Befragten wiederum

würden die repräsentative Demokratie nicht unterstützen, sondern stattdessen mindestens eine der anderen

nichtdemokratischen Regierungsformen.

20 Pew Research Center, Oktober 2017, „Globally, Broad Support for Representative and Direct Democracy“ (Globale breite
Unterstützung für die repräsentative und direkte Demokratie), siehe http://www.pewglobal.org/2017/10/16/globally-broad-support-
for-representative-and-direct-democracy/
21 Deutschland, Frankreich, Griechenland, Italien, Niederlande, Polen, Schweden, Spanien, Ungarn und das Vereinigte Königreich.
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Andererseits vertreten sieben von zehn Bürgern aber auch die klare Meinung, dass es nicht genug ist, einfach nur gegen etwas

zu sein, da dies nichts verbessere. Dies kann als eine Einschränkung des politischen Aktivismus interpretiert werden, den die

Bürger noch akzeptabel finden: die Opposition an sich und aus Prinzip, ohne echte alternative Ideen vorzustellen, wird

demnach nicht als attraktive politische Gegenmaßnahme angesehen.

Diese klare, übergreifende Geisteshaltung wird durch die starke Befürwortung der folgenden Aussage noch verstärkt: „Wir

brauchen einen echten Wandel und genau das ist es, was diese Parteien und Bewegungen leisten können“ ist eine Aussage,

der 56 % der Bürger in der EU zustimmen, wohingegen nur 32 % der Befragten diese Ansicht nicht teilen. Zu guter Letzt bleibt

noch übrig zu erwähnen, dass 53 % der Bürger in der EU glauben, dass neue politische Parteien und Bewegungen besser neue

Lösungen finden können als die etablierten Parteien, wohingegen nur 34 % der Befragten der Meinung sind, dass neue

Bewegungen dies nicht leisten können.

Insgesamt ergibt sich also das Bild, dass sich die Bürger einen „echten Wandel“ in ihrem Land wünschen sowie Wegbereiter,

die ihnen diese Erwartung erfüllen. Neu entstehende Parteien und Bewegungen werden im Allgemeinen nicht als Bedrohung

für die Demokratie wahrgenommen, sondern ihre Akzeptanz in der Öffentlichkeit scheint auf die klare Erwartung der Bürger

beschränkt zu sein, dass Lösungen und Vorschläge auf den Tisch gebracht werden müssen, anstatt lediglich den Status quo

abzulehnen. Ausgehend von dieser Berechtigungsannahme erwartet die Mehrheit der EU-Bürger, dass neue politische

Parteien und Bewegungen besser neue Lösungen finden können als die etablierten Parteien.

Wenn man wiederum einen Blick auf die Ergebnisse hinsichtlich der vier Aussagen wirft, dann lassen sich ziemlich interessante

Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern ausmachen.
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Nur in zwei Mitgliedstaaten, nämlich in Deutschland und Schweden, findet die absolute Mehrheit der Bürger, dass neu

entstandene Parteien eine Bedrohung für ihre Demokratie sind. Hingegen ist die absolute Mehrheit der Bürger in 17 EU-

Mitgliedstaaten nicht der Ansicht, dass dies zutrifft. Die Antwortquoten sind hoch, sie liegt im Fall von Griechenland, wo diese

Erscheinung nicht als Bedrohung wahrgenommen wird, bei 68% der Befragten; die Tschechische Republik (64%), Dänemark

(63%), Lettland und Spanien (beide 62%) sowie die Niederlande (61%) vervollständigen die Liste der Länder, die auf einen Wert

über 60% kommen.

Da ein Zusammenhang mit aktuellen Wahlen zu bestehen scheint, lohnt ein Blick auf Italien und Frankreich. In Italien

betrachten nur 34 % neue politische Parteien und Bewegungen als eine Bedrohung für die Demokratie, gegenüber 55% der

Bürger, die diese nicht als Bedrohung wahrnehmen. In Frankreich empfinden 47% der Bürger diese nicht als Bedrohung,

während knapp vier von zehn Befragten der Aussage zustimmen (39%).

Die Tatsache, dass sieben von zehn Europäern erwarten, dass neu entstandene Parteien eher einen konstruktiven Beitrag

leisten als lediglich den Status quo ablehnen, spiegelt sich auch in der geografischen Verteilung wider. Nur in Malta wurden

bezüglich dieser Aussage Ergebnisse erzielt, die unter dem Wert für eine absolute Mehrheit liegen: 46 % der Bürger des Landes

stimmen der Behauptung zu. Alle anderen EU-Mitgliedstaaten liegen über der 50%-Schwelle, angeführt von den Niederlanden,

in denen die Aussage mit einem Wert von 87 % befürwortet wird, gefolgt von Deutschland (85 %) und Schweden (81%).
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Zu dieser Aussage haben sich außerdem mehrere interessante Ergebnisse offenbart. In nur sieben der 28 EU-Mitgliedstaaten

stimmen weniger als die absolute Mehrheit der Bürger der Aussage zu, dass neue politische Parteien und Bewegungen besser

in der Lage sind, neue Lösungen zu finden. Frankreich landet bei dieser Aussage auf dem letzten Platz, da dort nur 36% der

Bürger glauben, dass dies zutreffend ist. Darüber hinaus komplettieren das Vereinigte Königreich, die Niederlande, Dänemark,

Zypern, Deutschland und Luxemburg die Liste der Länder, in denen sich keine Mehrheit für die oben genannte Behauptung

findet. Auf der anderen Seite des Spektrums, das von Kroatien mit einem Zustimmungswert von 68% angeführt wird, sind

Länder wie Ungarn und die Tschechische Republik anzutreffen, die hier jeweils 67% erzielt haben, sowie Italien und Litauen

(beide 65%) oder Spanien und Polen (beide 64%), die aber alle unterschiedliche Beweggründe haben.

Zu guter Letzt sei darauf hingewiesen, dass auch die Analyse der vierten Aussage eine ähnliche Verteilung offenbart. Auf die

Frage, ob die Bürger der Aussage „Wir brauchen einen echten Wandel und genau das ist es, was diese Parteien und

Bewegungen leisten können“ zustimmen oder nicht zustimmen, wurden in Ländern wie den Niederlanden (38%), Schweden

(39%), Luxemburg und Deutschland (beide 44%) die niedrigsten Zustimmungswerte erzielt. Die höchsten Zustimmungswerte

wurden unter den Befragten in Kroatien (72%) und Italien (71%) erzielt, gefolgt von Spanien (69%), der Tschechischen Republik

und Lettland (beide 68%).
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KAPITEL 3: DIE EINSTELLUNG DER EUROPÄER HINSICHTLICH DER BETEILIGUNG
AN DEN EUROPAWAHLEN

Dieses Kapitel bietet einen Überblick darüber, wie die Bürger den Wahlprozess wahrnehmen und wie sie sich

diesbezüglich verhalten, sowohl aus einer allgemeinen Perspektive heraus betrachtet als auch in Bezug auf die

Europawahlen. Die Auswertungen zur Kenntnis der Wahltermine und des Interesses, das die Bürger dieser Wahl

zuteilwerden lassen, beleuchten die signifikanten Unterschiede, die zwischen den Ländern und den

soziodemografischen Schichten bestehen.

Die Gründe dafür, warum die Menschen entweder wählen gehen oder auf die Teilnahme an den Europawahlen verzichten,

zeigen das breite Spektrum an möglichen Motiven auf und lassen die Schlussfolgerung zu, dass ein differenzierter und

zielgerichteter Ansatz im Hinblick auf die Kommunikation, Information und die Berücksichtigung der technischen Aspekte eine

entscheidende Rolle für ein positives Wahlverhalten spielt.

Wählen ist einfach

Die Teilnehmer wurden gebeten, sich selbst bezüglich der Frage, ob sie es als einfach oder schwierig empfinden, bei nationalen

Wahlen und Europawahlen wählen zu gehen, anhand einer Skala von 1 bis 10 einzuordnen. Die Ergebnisse zeigen, dass die

überwiegende Mehrheit der Bürger es als einfach empfindet, wählen zu gehen: dies scheint kein strittiger Punkt zu sein, weder

im Hinblick auf nationale Wahlen noch in Bezug auf die Europawahlen.

Obwohl die nationalen Wahlen vertrauter erscheinen und somit „einfacher“ sind (72%22 der Befragten erklären, dass es einfach

ist, bei nationalen Wahlen wählen zu gehen), glauben die meisten Europäer dennoch auch, dass die Teilnahme an der Wahl

zum Europäischen Parlament eine einfache Angelegenheit ist (62%)23.

22 Es sei darauf hingewiesen, dass für die Ermittlung des EU-Durchschnitts die Ergebnisse des Vereinigten Königreichs nicht
berücksichtigt wurden (diese Frage wurde in dem Land nicht gestellt).
23 Es sei darauf hingewiesen, dass für die Ermittlung des EU-Durchschnitts die Ergebnisse des Vereinigten Königreichs nicht
berücksichtigt wurden (diese Frage wurde in dem Land nicht gestellt).
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Allerdings lassen sich in den Mitgliedstaaten einige Unterschiede bezüglich der wahrgenommenen Komplexität der

Stimmabgabe feststellen. Die Ergebnisse reichen hinsichtlich des Gefühls, dass es einfach ist, sich an den Wahlen zum

Europäischen Parlament zu beteiligen, von 90% in Dänemark, 86% in Malta oder 74% in Schweden bis hin zu 49% in Belgien,

50% in Italien und schließlich 53% in der Slowakei und Kroatien.
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Bei einer Betrachtung der Ergebnisse hinsichtlich der nationalen Wahlen bietet sich ein ähnlich buntes Bild: die Werte reichen

von 90% in Dänemark, 88% in Schweden, 87% in Malta, bis hin zu 53% in Belgien und 58% in der Slowakei und Kroatien.
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Es erscheint interessant, ein gezieltes Schlaglicht auf einige Mitgliedstaaten zu richten: Was sind beispielsweise die Gründe

für den relativ niedrigen Anteil an positiven Antworten in Belgien, sowohl im Hinblick auf die nationalen Wahlen als auch

die Europawahlen? Ein Erklärungsgrund könnte die verfassungsrechtliche Struktur Belgiens und die möglicherweise

daraus resultierenden Komplexitäten für die Wähler sein, die es ihnen erschweren, sich zu entscheiden.

Die Ergebnisse in Frankreich und der Tschechischen Republik sind ebenfalls erwähnenswert: In diesen Ländern sind die

größten Meinungsunterschiede zwischen den Bürgern hinsichtlich der Stimmabgabe bei nationalen und europäischen

Wahlen festzustellen. 70% beziehungsweise 72% der Befragten meinen, dass es einfach sei, bei nationalen Wahlen wählen

zu gehen, während nur 54% beziehungsweise 56% dies auch in Bezug auf die Europawahlen glauben.

Soziodemografische Analysen haben ergeben, dass es vor allem für Befragte mit einem relativ hohen Interesse an Politik

und an europäischen Angelegenheiten einfach ist, wählen zu gehen. In umgekehrter Weise ist die wahrgenommene

Komplexität bei Menschen mit einem geringeren Bildungsniveau sowie bei jungen Menschen in der Ausbildung höher

ausgeprägt.

Parallel dazu macht die Stimmabgabe bei den Bürgern einen komplizierteren Eindruck, welche regelmäßig

Schwierigkeiten haben, ihre Rechnungen zu bezahlen oder die glauben, dass die Dinge in die falsche Richtung gehen,

sowohl in ihrem Land als auch in der EU.
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Wählen ist wichtig

Sehr unterschiedliche Ergebnisse erhalten wir, wenn wir den Fokus von der wahrgenommenen Schwierigkeit zu wählen

auf die „Bedeutung“, die die Bürger dem Akt der Stimmabgabe bei unterschiedlichen Wahlen beimessen, verschieben.

Wie bei der vorherigen Frage wurden die Befragten gebeten, sich bezüglich der Frage, ob sie es als wichtig oder nicht

wichtig erachten, bei nationalen Wahlen und Europawahlen wählen zu gehen, auf einer Skala von 1 bis 10 einzuordnen.

Während 68%24 der Europäer erklären, dass „bei nationalen Wahlen wählen zu gehen“ sehr wichtig ist (Werte 8, 9 und 10),

teilen nur 49%25 diese Ansicht in Bezug auf die Europawahlen. Auch wenn das zuletzt genannte Ergebnis im Vergleich zur

„Bedeutung“, die der Teilnahme an nationalen Wahlen beigemessen wird, niedrig erscheint, so besteht doch ein

erhebliches Verbesserungspotenzial, da die Europawahlen erst in einem Jahr stattfinden werden.

24 Es sei darauf hingewiesen, dass für die Ermittlung des EU-Durchschnitts die Ergebnisse des Vereinigten Königreichs nicht
berücksichtigt wurden (diese Frage wurde in dem Land nicht gestellt).
25 Es sei darauf hingewiesen, dass für die Ermittlung des EU-Durchschnitts die Ergebnisse des Vereinigten Königreichs nicht
berücksichtigt wurden (diese Frage wurde in dem Land nicht gestellt).
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Es sei darauf hingewiesen, dass für die Ermittlung des EU-Durchschnitts die Ergebnisse des Vereinigten Königreichs nicht

berücksichtigt wurden (diese Frage wurde in dem Land nicht gestellt).

Dass die nationalen Wahlen mehr Aufmerksamkeit bekommen, trifft auf die Mehrheit der Bürger in allen Mitgliedstaaten

zu, obwohl Unterschiede ersichtlich sind.

Schweden, Dänemark, die Niederlande und Malta führen die Liste der Länder an, in denen mindestens 85% der Befragten

die hohe Bedeutung der Teilnahme an nationalen Wahlen bestätigen. Auf der anderen Seite befinden sich die Slowakei,

Kroatien, Belgien und Polen, in denen eine geringere Mehrheit diese Sichtweise teilt (55% oder weniger). Die Slowakei ist

das einzige Land, in dem weniger als die Hälfte der Bürger (45%) der Meinung sind, dass die Teilnahme an den nationalen

Wahlen wichtig ist.

Angesichts dieses bunten Bildes, das uns die Antworten vermitteln, kann gesagt werden, dass die zugrunde liegenden

Ursachen für das Empfinden einer höheren oder geringeren Bedeutung von Wahlen vielfältiger Natur sind und somit unter

Berücksichtigung des jeweiligen nationalen politischen Kontextes untersucht werden sollten.

Das Meinungsspektrum in der EU erscheint sogar noch breiter, wenn man sich ansieht, wie die Befragten die Bedeutung

der Europawahlen beurteilen.

Während in 12 Ländern die absolute Mehrheit der Bürger erklärt, dass die Teilnahme an den Wahlen zum Europäischen

Parlament sehr wichtig ist, messen in 25 Mitgliedstaaten mindestens ein Viertel der Befragten dieser Wahl nur eine

„mittlere Bedeutung“ bei. Gleichzeitig bescheinigen in 14 Ländern mindestens 20 % von ihnen dieser Art von Wahlen eine

geringe Bedeutung.



58

Die Ergebnisse scheinen das als besonders niedrig wahrgenommene Engagement für die Europawahlen seitens der Bürger

in der Tschechischen Republik (24% für „sehr wichtig“) und der Slowakei (28%) erneut zu bestätigen: Bereits bei den Wahlen

zum Europäischen Parlament 2014 wurde in diesen Ländern eine außerordentlich niedrige Wahlbeteiligung verzeichnet

(18,20% in der Tschechischen Republik und 13,05% in der Slowakei).

Im Gegensatz dazu sind Dänemark (77%), Malta (66 %) und die Niederlande (66%) die Länder, deren Bürger den

Europawahlen die größte Bedeutung zuschreiben. Dieser Indikator spiegelt aber nicht direkt die Beteiligung an den

Europawahlen wider, da die Wahlbeteiligung im Jahr 2014 in diesen Ländern unterschiedlich hoch war: 56,32% in

Dänemark, 74,80% in Malta und 37,32% in den Niederlanden.

Die dem Wahlakt beigemessene Bedeutung entspricht nicht immer der
Wahlbeteiligung...

Es erscheint verlockend, von der Bedeutung, die die Bürger den nationalen Wahlen beimessen, direkt auf ihr tatsächliches

Wahlverhalten und die letztendliche Wahlbeteiligung zu schließen. Auch wenn es sich hierbei um eine schlüssige

analytische Schlussfolgerung zu handeln scheint, sei daran erinnert, dass abstrakte Urteile nicht immer direkten

Handlungen entsprechen, vor allem nicht dann, wenn die letzteren keine enge zeitliche Verbindung mit der

ursprünglichen Beurteilung aufweisen. Dieses Vorsichtsprinzip muss auch zum Tragen kommen, wenn man versucht, von

der Wahlabsicht auf die Wahlbeteiligung zu schließen. Man könnte aber beispielsweise eine gleich hohe Wahlbeteiligung

an zwei vor Kurzem durchgeführten Wahlen (Italien und Ungarn) mit den Ergebnissen auf die Frage nach der Bedeutung

der Teilnahme an nationalen Wahlen vergleichen. In Italien lag die Wahlbeteiligung bei den am 4. März abgehaltenen

Parlamentswahlen bei 72,93%; in Ungarn wiederum gingen am 8. April 70,22% der Bürger zu den Wahlurnen.
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Obwohl bei beiden Wahlen ein vergleichbarer Wähleranteil verzeichnet wurde, zeigen die Umfragedaten ganz

unterschiedliche Reaktionen in den beiden Ländern bei der Behauptung, dass die „Teilnahme an nationalen Wahlen

wichtig ist“: nur 58 % der Befragten in Italien antworteten mit „sehr wichtig“, in Ungarn hingegen waren es 71 %.

Einer der möglichen Gründe für diesen Unterschied könnte sein, dass der Termin der Parlamentswahlen in Ungarn im

Erhebungszeitraum für diese Umfrage lag, was einen gewissen Einfluss auf die ungarischen Ergebnisse gehabt haben

könnte. Darüber hinaus spielen auch unterschiedliche Konnotationen in Bezug auf das Konzept der „Bedeutung von etwas“

eine Rolle sowie die persönliche Einstellung zu Fragen, die tendenziell subjektive Antworten einfordern.

Wahrscheinlichkeit einer Wahlbeteiligung an den nächsten Europawahlen

Im Lichte der vorstehenden Ausführungen sollten die Ergebnisse der folgenden Frage bezüglich der Messung der

Wahrscheinlichkeit einer tatsächlichen Wahlbeteiligung an den kommenden Wahlen zum Europäischen Parlament mit der

notwendigen Vorsicht behandelt werden.

Auch wenn die Zahlen nationale Trends recht gut widerspiegeln und einen Überblick über die große Vielfalt an

verschiedenen Lebenswirklichkeiten in der EU geben können, so sind ein Jahr vor der eigentlichen Wahl geäußerte

Wahlabsichten möglicherweise weit vom endgültigen und tatsächlichen Verhalten entfernt. Zugleich ist erwähnenswert,

dass die in dieser Umfrage genannte Wahrscheinlichkeit einer Wahlbeteiligung im Jahr 2019 höher als in vergleichbaren

Umfragen ist, die nur wenige Monate vor den Europawahlen 2014 durchgeführt wurden.
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Dies würde zur allgemeinen Situation passen, die sich nicht nur anhand der Ergebnisse dieser Umfrage, sondern ganz

allgemein auch bei der Herausbildung einer öffentlichen Meinung über die Europäische Union und das Europäische Parlament

im Laufe der letzten beiden Jahre beobachten lässt. Der allgemeine Trend hin zu einer positiveren Einstellung gegenüber der

EU hängt mit dem gestiegenen Interesse an der EU-Politik zusammen, deren wahrgenommener Auswirkung auf das Leben der

Menschen und möglicherweise wiederum auch mit einem wachsenden Interesse an den Europawahlen.

Die Befragten wurden nun noch einmal gebeten, sich auf einer Skala von 1 bis 10 einzuordnen, wobei 1 „überhaupt nicht

wahrscheinlich“ und 10 „sehr wahrscheinlich“ im Hinblick auf die Wahlbeteiligung bedeutet. Im April 2018 haben im EU-

Durchschnitt 31 % der Bürger erklärt, dass sie sehr wahrscheinlich (Wert 10) an den nächsten Europawahlen teilnehmen

werden.

Wenig überraschend liegen die nationalen Ergebnisse weit auseinander und außerhalb des europäischen Durchschnitts.

Zwischen dem höchsten erzielten Wert in Dänemark (62 % für eine sehr wahrscheinliche Wahlbeteiligung) und dem

niedrigsten Prozentsatz in der Tschechischen Republik (13 %) besteht ein Unterschied von 49 Prozentpunkten.

Hinsichtlich der Einstellung haben auch soziodemografische Faktoren einen Einfluss. Es sind im Allgemeinen eher die älteste

Generation und Bürger mit einem höheren Bildungsniveau, die erklären, dass sie bei den nächsten Wahlen zum Europäischen

Parlament wählen gehen werden. Des Weiteren ist es so, dass die behauptete Wahrscheinlichkeit der Teilnahme an der

nächsten Wahl umso höher ist, je stärker ausgeprägt das von den Befragten angegebene Politikinteresse ist.

Vor dem Hintergrund des Ziels, die Gesamtergebnisse zum Wahlverhalten angesichts der Wahlen zum Europäischen

Parlament 2019 miteinander in einen Zusammenhang zu bringen, ist es unerlässlich, die kommenden politischen

Schlüsselmomente sowie die Einstellungen der Bürger zur Teilnahme in der Vergangenheit zu berücksichtigen.

Die folgenden Tabellen enthalten daher wichtige Informationen zu beiden Aspekten: Einerseits die Daten der kommenden

nationalen Wahlen, die einen Einfluss auf die künftigen Trends bezüglich des Wahlverhaltens bei den Europawahlen haben

könnten, und andererseits eine Auflistung der Ergebnisse hinsichtlich der Wahlbeteiligung bei den letzten nationalen Wahlen

und Europawahlen.
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Nationale Wahlen und Referenden vor/nach den Europawahlen 2019

SI Parlamentswahlen: 3. Juni 2018

SE Parlamentswahlen: 9. September 2018

IE Präsidentschaftswahlen: November 2018 (Termin zu bestätigen)

LV Parlamentswahlen: 6. Oktober 2018

LU Parlamentswahlen: 14. Oktober 2018

EE Parlamentswahlen: 3. März 2019

SK Präsidentschaftswahlen: März 2019

FI Parlamentswahlen: 14. April 2019

LT Präsidentschaftswahlen: Mai 2019 (genaues Datum noch offen)

BE Parlamentswahlen: 26. Mai 2019

DK Parlamentswahlen: 17. Juni 2019

EL Parlamentswahlen: 20. Oktober 2019

PT Parlamentswahlen: Oktober 2019 (genaues Datum noch offen)

PL Parlamentswahlen: November 2019 (genaues Datum noch offen)

RO Präsidentschaftswahlen: November oder Dezember 2019 (genaues Datum noch offen)

HR Präsidentschaftswahlen: Dezember 2019/Januar 2020 (genaues Datum noch offen)

Quelle: Referat Beobachtung der öffentlichen Meinung
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Wahlbeteiligung bei den Wahlen 2014 und den jüngsten Wahlen auf nationaler
Ebene

Wahlbeteiligung bei den Europawahlen 2014 Wahlbeteiligung bei den nationalen Wahlen

Datum % Datum %

BE Mai 2014 89,64 Mai 2014 89,68

BG Mai 2014 35,84 März 2017 54,07

CZ Mai 2014 18,20 Okt. 2017 60,84

DK Mai 2014 56,32 Juni 2015 85,89

DE Mai 2014 48,10 Sept. 2017 76,20

EE Mai 2014 36,52 März 2015 64,20

IE Mai 2014 52,44 Feb. 2016 65,10

EL Mai 2014 59,97 Sept. 2015 56,16

ES Mai 2014 43,81 Juni 2016 69,84

FR Mai 2014 42,43

Juni 2017 48,70 und

(1. und 2. Wahlgang) 42,64

HR Mai 2014 25,24 Sept. 2016 54,35

IT Mai 2014 57,22 März 2018 72,93

CY Mai 2014 43,97 Mai 2016 66,74

LV Mai 2014 30,24 Okt. 2014 58,85

LT Mai 2014 47,35

Okt. 2016 50,64 und

(1. und 2. Wahlgang) 37,99

LU Mai 2014 85,55 Okt. 2013 91,40

HU Mai 2014 28,97 April 2018 70,22

MT Mai 2014 74,80 Juni 2017 92,10

NL Mai 2014 37,32 März 2017 81,40

AT Mai 2014 45,39 Okt. 2017 80,00

PL Mai 2014 23,83 Okt. 2015 50,92

PT Mai 2014 33,67 Okt. 2015 55,84

RO Mai 2014 32,44 Dez. 2016 39,78

SI Mai 2014 24,55 Juli 2014 51,73

SK Mai 2014 13,05 März 2016 59,82

FI Mai 2014 39,10 April 2015 70,10

SE Mai 2014 51,07 Sept. 2014 85,81

UK Mai 2014 35,60 Juni 2017 68,70
Quelle: Referat Beobachtung der öffentlichen Meinung
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Kenntnis des Termins der nächsten Europawahlen

Die oben präsentierten Ergebnisse haben verdeutlicht, wie wichtig die Europawahlen in den Augen der Bürger sind. Obwohl

die Bedeutung, die die Europäer den Europawahlen beimessen, geringer ist als die, die sie den nationalen Wahlen zugestehen,

zeigen andere Daten, dass das Wissen über und das Interesse an den nächsten Europawahlen im Jahr 2019 bereits zunimmt.

Ein Jahr vor der Wahl kann fast ein Drittel (32 %) der Befragten das Datum für die Europawahlen nennen: Knapp einer von fünf

Befragten (19 %) gab eine exakte Antwort („Mai 2019“) und 13 % wissen, dass sie im kommenden Jahr stattfinden werden.

Diese Ergebnisse stimmen mit früheren Trends überein: ein Jahr vor den Europawahlen 2014 kannten 34 % der Europäer26 das

Datum, 20 % gaben eine falsche Antwort und 46 % wussten zu jenem Zeitpunkt das Wahldatum noch nicht.

Wie immer verbergen sich hinter dem EU-Durchschnitt nationale Unterschiede, die in diesem Fall bis zu 36 Prozentpunkte

ausmachen können, zwischen Frankreich (17 %) und Lettland (23 %) am einen Ende und Ungarn (53 %) und Belgien (52 %) am

anderen.

26 Es sei darauf hingewiesen, dass für die Ermittlung des EU-Durchschnitts die Ergebnisse des Vereinigten Königreichs nicht
berücksichtigt wurden (diese Frage wurde in dem Land nicht gestellt).
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Interesse an den Wahlen zum Europäischen Parlament 2019

Besonders groß ist das Interesse mit 70 % in den Niederlanden, gefolgt von Irland (62 %), Malta (61 %), Österreich und

Deutschland (beide 60 %). In einigen Mitgliedstaaten ist allerdings nur ein eingeschränktes Interesse festzustellen,

beispielsweise in der Slowakei und der Tschechischen Republik; die beiden Länder hatten die geringste Wahlbeteiligung bei

den Europawahlen 2014. Auf EU-Ebene betrachtet sind im Allgemeinen die Bürger, die ein Interesse an den nächsten

Europawahlen bekunden27, den Bevölkerungsteilen mit dem höchsten Bildungsstand und denjenigen, die ökonomisch besser

gestellt sind, zuzurechnen. Diese äußern ein generelles Interesse an europäischen Angelegenheiten, glauben, dass ihre

Stimme zählt und geben an, dass sie wahrscheinlich bei den nächsten Europawahlen wählen gehen werden.

Trotz des zusätzlichen Informationsbedarfs der Wähler bezüglich der Wahlen ist es interessant festzustellen, dass keine enge

Korrelation zwischen der Kenntnis des Termins und dem Interesse an den Europawahlen besteht.27 Wirft man einen genaueren

Blick auf die Mitgliedstaaten, in denen das größte Interesse an den Europawahlen festzustellen ist, dann ist zu beobachten,

dass der Kenntnisstand der Bürger in diesen Ländern bezüglich des Wahltermins wesentlich geringer ist.

27 Korrelationskoeffizient auf nationaler Ebene: 0,16.

Ein überaus positives Ergebnis kam bei der Frage nach dem Interesse an den nächsten Europawahlen zum

Vorschein. Während ein Drittel der Befragten das korrekte Datum der nächsten Europawahlen angeben kann,

bekundet sogar einer von zwei Befragten sein Interesse an den kommenden Wahlen.
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Interesse an den nächsten Wahlen
zum Europäischen Parlament

Kenntnis des korrekten Termins
der nächsten Europawahlen

Niederlande 70 % 27 %

Irland 62 % 32 %

Malta 61 % 51 %

Österreich 60 % 47 %

Deutschland 60 % 29 %

Nicht nur zwischen den Mitgliedstaaten existieren Unterschiede hinsichtlich des Interesses an den nächsten Europawahlen,

sondern auch zwischen soziodemografischen Gruppen: Männer scheinen ein höheres Interesse zu hegen als Frauen, zudem

scheint das Interesse bei Bürgern ab einem Alter von 25 Jahren höher zu sein, sowie bei Selbstständigen, leitenden

Angestellten und anderen Angestellten, und bei Bürgern, die mindestens bis zu einem Alter von 20 Jahren eine

Bildungsinstitution besucht haben. Das Interesse an den nächsten Europawahlen ist auch bei den Befragten, die mit dem

Funktionieren der Demokratie in ihrem Land und in der EU zufrieden sind, stärker ausgeprägt.

Diese Ergebnisse scheinen zu bestätigen, dass das allgemeine Interesse an einer Wahl direkt mit dem Bildungshintergrund der

Befragten zusammenhängt, aber auch mit dem Grad ihrer Zufriedenheit mit dem Funktionieren der Demokratie in ihrem Land

und in der EU.

Aufgrund der verstärkten öffentlichen Debatte über die Europawahlen und dem Beginn der ersten Wahlkampagnen in den

nächsten Monaten wird jedoch die Prominenz der zur Sprache gebrachten Themen von entscheidender Bedeutung sein, um

das Interesse der Bürger an den Wahlen in positiver Weise beeinflussen zu können. In dieser Phase sollte man bedenken, dass

neben dem jeweiligen nationalen Kontext auch die demografischen, sozialen und wirtschaftlichen Faktoren einen Einfluss auf

die von den Bürgern genannten Prioritäten haben.

Gründe für die Beteiligung an den Europawahlen

In Übereinstimmung mit früheren Umfragen lauten die meisten individuellen Antworten der Teilnehmer auf die Frage nach

den Hauptgründen für die Teilnahme an den Europawahlen, dass Wählen eine Bürgerpflicht sei (47%). Ein Drittel der Europäer

glaubt zudem, dass sie durch die Teilnahme an den Europawahlen Dinge verändern können (33%), und 31% der Befragten

sagen, dass sie grundsätzlich immer an Wahlen teilnehmen.

Zwei weitere positive Antworten fallen in die Kategorie der „europäischen Gründe“, wählen zu gehen: Die Bürger glauben,

dass die Menschen an den Europawahlen teilnehmen, weil sie sich als Europäer fühlen (30%) und weil sie die EU unterstützen

möchten (29%).

Zugleich werden die Europawahlen auch als eine Gelegenheit betrachtet, eine allgemeine Unzufriedenheit auszudrücken

(26%), oder aber die Unzufriedenheit mit der Europäischen Union (21%) oder die Unzufriedenheit mit der [jeweiligen

nationalen] Regierung (17%), während 22% der Bürger angeben, dass die Menschen wählen gehen, um die [jeweilige

nationale] Regierung zu unterstützen (22%).
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Zu guter Letzt erklären 17% der Befragten, dass die Europäer sich an der Wahl des nächsten Präsidenten der Europäischen

Kommission beteiligen wollen. Wie bereits im vorherigen Kapital erörtert wurde, besteht aufgrund dieses Ergebnisses Grund

zu der Annahme, dass die Europäer sich mit dem Verfahren zur Wahl des Präsidenten der Europäischen Kommission seit dem

Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon besser vertraut gemacht haben und tatsächlich das Gefühl haben, stärker in den

Prozess eingebunden zu werden.

Anhand der Nachwahlstudie zur Wahl zum Europäischen Parlament 201428 kann ein interessanter Vergleich mit den Gründen,

warum die Menschen an den früheren Wahlen teilgenommen haben, vorgenommen werden. In dieser Umfrage wurde „Um

Einfluss auf die Wahl des Präsidenten der Europäischen Kommission zu nehmen“ von durchschnittlich 5% der Wähler im

Jahr 2014 als eine der drei Antworten, die sie auf die Frage nach dem Grund ihrer Beteiligung an der Wahl geben konnten,

genannt. Der erstgenannte Grund war im Jahr 2014, wie heute, dass sie „immer wählen gehen“ sowie dass es eine

„Bürgerpflicht“ sei. Im Gegenzug dazu wurde das Gefühl, bei der Europawahl Dinge verändern zu können, 2014 von einer

wesentlich geringeren Zahl von Befragten genannt (12% für „durch die Abgabe Ihrer Stimme bei der Europawahl können Sie

28 http://www.europarl.europa.eu/atyourservice/de/20150201PVL00053/Die-europäische-jugend-im-jahr-2014
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Dinge verändern“). Laut der aktuellen Umfrage glauben 33% der Europäer, dass sie durch die Abgabe ihrer Stimme bei der

Europawahl Dinge verändern können.

Durch die Unterteilung aller Wahlmotive in drei Hauptkategorien lässt sich feststellen, dass die Rangordnung hinsichtlich der

Beweggründe seit 2014 unverändert geblieben ist: In allen Mitgliedstaaten bekommen staatsbürgerliche Gründe die meisten

Nennungen, gefolgt von europäischen Gründen und schließlich noch nationalen Beweggründen, um wählen zu gehen.

Diese Abbildung zeigt die aggregierte Anzahl der Befragten, die mindestens einmal eine der drei Arten von Gründen

angegeben haben, an. Die Kreise zu den Balken in der Abbildung geben die Länder an, in denen diese zugeordneten Motive

die höchsten akkumulierten Werte generiert haben.

Wirft man einen Blick auf die nach Altersgruppen und sozioprofessionellen Gruppierungen aufgeschlüsselten Antworten,

treten einige erwähnenswerte Ergebnisse zutage.

Dass Wählen eine Bürgerpflicht ist, ist die Antwort, die überall die größte Zustimmung erfährt, in allen Altersgruppen und

sozioprofessionellen Gruppierungen. Die größte Anzahl von Nennungen bei diesem Grund kommt von im Haushalt tätigen

Personen.

Leitende Angestellte, Studenten und Jugendliche tendieren dazu, auch anzugeben, dass sie durch die Abgabe ihrer Stimme

bei der Europawahl Dinge verändern können. Bürger, die sich in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage befinden und

erklären, dass sie regelmäßig Probleme haben, ihre Rechnungen bezahlen zu können, geben oft an, dass Menschen wählen

gehen, um ihre Unzufriedenheit auszudrücken.

Die genauen Unterschiede zwischen den Mitgliedstaaten sind in der folgenden Tabelle dargestellt. Bei der Analyse dieser

Daten ist es wichtig, nicht zu vergessen, dass in vier EU-Mitgliedstaaten Wahlpflicht herrscht: in Belgien, Luxemburg, Zypern

und Griechenland.
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Gründe für die Nichtbeteiligung an den Europawahlen

Neben den Gründen für eine Wahlbeteiligung wurden die Teilnehmer an der Studie ebenfalls gebeten, sich zu den

Hauptgründen zu äußern, warum Menschen sich gegen die Teilnahme an der Europawahl entscheiden.

Die überwiegende Mehrheit der Befragten ist der Ansicht, dass die Menschen der Wahl fernbleiben, weil sie glauben, dass ihre

Wahlstimme nichts ändert (60%). 48% denken, dass Menschen bei den Europawahlen nicht wählen gehen, weil sie dem

politischen System misstrauen oder weil sie sich nicht für Politik oder Wahlen im Allgemeinen interessieren (43%).

Ein weiteres wichtiges Element ist möglicherweise das Fehlen von Informationen, da 34% der Bürger glauben, dass Menschen

nicht an der Wahl teilnehmen, weil sie nicht genug über die Rolle des Europäischen Parlaments wissen, während 22 % meinen,

dass sie über die Positionierung der verschiedenen politischen Parteien zu europäischen Fragen nicht ausreichend informiert

sind.

Diese beiden zuletzt genannten Gründe sollten in Verbindung mit dem klar formulierten Wunsch der Bürger betrachtet

werden, dass das Verfahren mit Spitzenkandidaten von einer echten Debatte über europäische Themen begleitet werden

sollte, um Sinn zu ergeben.
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Auch wenn das Interesse der Bürger an der Europäischen Union und ihrer Politik in der letzten Zeit einen deutlichen

Aufschwung erlebt hat, so ist es doch in einem hohen Maß an die Erfüllung der Erwartungen der Bürger im Hinblick auf die

Bereitstellung von Informationen geknüpft.

In Bezug auf die europäischen Gründe wird von 32 % der Befragten die Rolle des Europäischen Parlaments als unzureichend

angesehen, da diese glauben, dass sich das Europäische Parlament den Problemen von Menschen wie ihnen nicht ausreichend

widmet, während 17 % meinen, dass Wahlverweigerer möglicherweise gegen Europa, die Europäische Union bzw. den Aufbau

Europas sind.

Technische oder persönliche Gründe spielen ebenfalls eine wichtige Rolle, da 15% der Befragten die Auffassung vertreten, dass

Menschen möglicherweise nicht an der Wahl teilnehmen, weil sie keine Zeit oder etwas Wichtigeres zu tun haben, während

12% erklären, Menschen würden möglicherweise nicht wissen, wo oder wie man wählt.

Wirft man einen Blick zurück in die Nachwahlstudie des Europäischen Parlaments 2014, dann ist in diesem Zusammenhang

darauf zu verweisen, dass Wahlverweigerer direkt nach der Wahl als ersten Grund für ihre Nichtbeteiligung „fehlendes

Vertrauen/Unzufriedenheit mit der Politik im Allgemeinen“ genannt haben und „kein Interesse an Politik“, gefolgt von „die

Wahlstimme bewirkt nichts/ändert nichts“.

Wie weiter oben lässt sich auch hier bei einer Gruppierung der persönlichen Gründe für eine Enthaltung erkennen, dass die im

Jahr 2014 genannten Gründe für die Nichtteilnahme, welche auf eine reservierte Haltung gegenüber der EU zurückzuführen

sind, nicht zu den meistgenannten Antworten zählen. Die kumulierten Ergebnisse zeigen allerdings, dass 43% der Befragten

mindestens einmal bei den vier Antwortmöglichkeiten einen Grund mit Europabezug angegeben haben, wohingegen knapp

doppelt so viele (85%) mindestens einmal ein staatsbürgerliches Motiv genannt haben.

Die genauen, in den einzelnen Ländern genannten Gründe, warum Menschen sich nicht an den Europawahlen beteiligen, sind

in der nachfolgenden Tabelle aufgeschlüsselt.
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TECHNISCHE SPEZIFIKATIONEN

Geltungsbereich: EU-28

Befragungen: 27 601 Europäer

Bevölkerung: Allgemeinbevölkerung ab dem Alter von 15 Jahren

Methodik: Persönliches Interview

Erhebungszeitraum: 11. bis 22. April 2018, die Erhebung wurde durchgeführt von Kantar Public

Anmerkung:

Der Leser sei daran erinnert, dass es sich bei den Ergebnissen einer Umfrage um Schätzungen handelt, deren Genauigkeit von

der Stichprobengröße und dem Stichprobenanteil abhängig ist. Bei einer Stichprobe von ungefähr 1 000 Befragungen (wie sie

in der Regel auf der Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten angewandt wird) schwanken die tatsächlichen Anteile innerhalb der

folgenden Konfidenzintervalle:

Stichproben-
Anteile 10 % oder 90 % 20 % oder 80 % 30 % oder 70 % 40 % oder 60 % 50 %

Fehlermargen +/- 1,9 Punkte +/- 2,5 Punkte +/- 2,7 Punkte +/- 3,0 Punkte +/- 3,1 Punkte



74

Diese Eurobarometer-Umfrage des Europäischen Parlaments (EP/EB 89.2) wurde vom 11. bis 22. April 2018 in allen

28 Mitgliedstaaten der Europäischen Union durchgeführt.

Im Rahmen einer Eurobarometer-Umfrage des Europäischen Parlaments wird untersucht, welche Meinung die Europäer

bezüglich der EU-Mitgliedschaft und den damit verbundenen Vorteilen vertreten und welche Einstellung sie zum

Europäischen Parlament, seinen Prioritäten, Tätigkeitsfeldern und seinem Auftrag haben.

Darüber hinaus wird die Rolle der EU-Mitgliedschaft bei der Bekämpfung der größten Bedrohungen und für den Schutz der

wichtigsten, von den Bürgerinnen und Bürgern geschätzten Errungenschaften beleuchtet.
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